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über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen 
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und den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Zinsen, sonstige Entgelte und Werbung 
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— Drucksache 884 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ruland *) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1114, 884 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsanträgen zuzustimmen: 

1. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, den gesetz- 
gebenden Körperschaften alsbald den Entwurf eines Ge- 
setzes vorzulegen, das die Aufsicht über die Bauspar- 
kassen neu ordnet. In dem Entwurf soll 

1. das materielle Aufsichtsrecht für private und öffent- 
lich-rechtliche Bausparkassen einheitlich geregelt 
werden; 

2. eine einheitliche Fachaufsicjit über private und 
öffentlich-rechtliche Bausparkassen durch das Bundes- 


*j folgt als zu Drucksache 2563 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2563 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


aufsichtsamt für das Kreditwesen vorgesehen wer- 
den. 

11. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, zu prüfen 
und gegebenenfalls entsprechende gesetzliche Vor- 
schläge vorzulegen, 

1. ob und inwieweit der Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Sparten des Kreditgewerbes durch 
gesetzliche oder verwaltungsmäßige Begünstigungen 
bestimmter Kreditinstitute verschoben wird und wel- 
che Maßnahmen gegebenenfalls zur Herstellung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen angezeigt sind; 

2. ob und gegebenenfalls in welcher Weise die Sicher- 
heit der Einlagen bei Kreditinstituten durch Schaf- 
fung allgemeiner Sicherungseinrichtungen, z. B. eines 
Garantiefonds für Einlagen oder einer Einlagenver- 
sicherung, verbessert werden sollte, wobei insbeson- 
dere darauf Bedacht zu nehmen ist, Unterschiede im 
Wettbewerb zwischen den Kreditinstituten zu besei- 
tigen. 

über das Ergebnis ist dem Bundestag zu berichten. 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 1. März 1961 


Der Wirtschaftsausschuß 


Schmücker 

Vorsitzender 


Ruland 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs 
eines Gesetzes über das Kreditwesen 
— Drucksache 1114 — 

und des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über Zinsen, sonstige Entgelte und Werbung der Kreditinstitute 

— Drucksache 884 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute 
§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bank- 
geschäfte in einem Umfang betreiben, der einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäfts- 
betrieb erfordert. Bankgeschäfte sind 

1. die Annahme fremder Gelder als Einlagen 
ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen vergütet 
werden (Einlagengeschäft); 

2. die Gewährung von Gelddarlehen (Kredit- 
geschäft); 

3. der Ankauf von Wechseln und Schecks 
(Diskontgeschäft) ; 

4. die Anschaffung und die Veräußerung von 
Wertpapieren für andere (Effektengeschäft) ; 

5. die Verwahrung und die Verwaltung von 
Wertpapieren für andere (Depotgeschäft); 

6. die in § 1 des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften vom 16. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 378) bezeidineten Geschäfte 
(Investmentgeschäft) ; 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute 
§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bank- 
geschäfte betreiben, wenn der Umfang dieser Ge- 
schäfte einen in kaufmännischer Weise eingerich- 
teten Geschäftsbetrieb erfordert. Bankgeschäfte sind 

1. unverändert 

. 2. die Gewährung von Gelddarlehen und 

Akzeptkrediten (Kreditgeschäft); 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


6a. die Eingehung der Verpflichtung, Dar- 
lehnsforderungen vor Fälligkeit zu erwer- 
ben: 
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7. die Übernahme von Bürgschaften, Garan- 
tien und sonstigen Gewährleistungen für 
andere (Garantiegeschäft); 

8. die Durchführung des bargeldlosen Zah- 
lungsverkehrs und des Abrechnungsver- 
kehrs (Girogeschäft). 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach An- 
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung weitere Geschäfte als Bankgeschäfte be- 
zeichnen, wenn dies nach der Verkehrsauffassung 
unter Berücksichtigung des mit diesem Gesetz ver- 
folgten Aufsichtszweckes gerechtfertigt ist. 

(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind 
diejenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der 
Geschäfte und zur Vertretung eines Kreditinstituts 
in der Rechtsform einer juristischen Person oder 
einer Personenhandelsgesellschaft berufen sind, Ge- 
schäftsführer von Kreditgenossenschaften auch dann, 
wenn sie nicht dem Vorstand angehören. In Aus- 
nahmefällen kann das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen (§ 5) auf Antrag des Kreditinstituts 
auch eine andere mit der Führung der Geschäfte be- 
traute und zur Vertretung ermächtigte Person als 
Geschäftsleiter anerkennen, wenn sie zuverlässig ist 
und die erforderliche fachliche Eignung hat; § 32 
Abs. 2 ist anzuwenden; § 34 Abs. 2 Nr. 3 gilt sinn- 
gemäß. Wird das Kreditinstitut von einem Einzel- 
kaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen 
unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine von 
dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte betraute 
und zur Vertretung ermächtigte Person als Ge- 
schäftsleiter anerkannt werden. Die Anerkennung 
ist auf Antrag des Geschäftsleiters oder des Kredit- 
instituts zurückzunehmen. 


§ 2 

Ausnahmen 

(1) Als Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes 
gelten vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1. die Deutsche Bimdesbank; 

2. die Deutsche Bundespost; 

3. die Kreditanstalt für Wiederaufbau; 


4. private und öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungsunternehmen ; 

5. private Bausparkassen und Geschäfts- 
betriebe, die diesen gemäß § 112 Abs. 2 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen gleichgestellt sind, 
sowie öffentlich-rechtliche Bausparkassen; 

6. Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Gemeinnützigkeit im Wohnungs- 
wesen — Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetz — vom 29. Februar 1940 (Reichs- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach An- 
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung weitere Geschäfte als Bankgeschäfte be- 
zeichnen, wenn dies nach der Verkehrsauffassung 
unter Berücksichtigung des mit diesem Gesetz ver- 
folgten Aufsichtszweckes gerechtfertigt ist. 

(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind 
diejenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der 
Geschäfte und zur Vertretung eines Kreditinstituts 
in der Rechtsform einer juristischen Person oder 
einer Personenhandelsgesellschaft berufen sind, Ge- 
schäftsführer von Kreditgenossenschaften auch dann, 
wenn sie nicht dem Vorstand angehören. In Aus- 
nahmefällen kann das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen (§ 5) auch eine andere mit der Füh- 
rung der Geschäfte betraute und zur Vertretung 
ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter 
bezeichnen, wenn sie zuverlässig ist und die erfor- 
derliche fachliche Eignung hat; § 32 Abs. 2 ist an- 
zuwenden. Wird das Kreditinstitut von einem Ein- 
zelkaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen 
unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine von 
dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte be- 
traute und zur Vertretung ermächtigte Person wider- 
ruflich als Geschäftsleiter bezeichnet werden. Be- 
ruht die Bezeichnung einer Person als Geschäfts- 
leiter auf einem Antrag des Kreditinstituts, so ist 
sie auf Antrag des Kreditinstituts oder des Ge- 
schäftsleiters zu widerrufen. 

§ 2 

Ausnahmen 

(1) Als Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes 
gelten vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

3a. die Sozialversicherungsträger und die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung; 

4. unverändert 

v5. unverändert 


6. unverändert 
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gesetzbl. I S. 437) als gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen anerkannt sind; 

7. Unternehmen, die auf Grund des Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes als Or- 
gane der staatlichen Wohnungspolitik an- 
erkannt sind und nicht überwiegend 
Bankgeschäfte betreiben; 

8. Unternehmen des Pfandleihgewerbes, so- 
weit sie dieses durch Hingabe von Dar- 
lehen gegen Faustpfand betreiben. 

(2) Die Deutsche Bundespost unterliegt hinsicht- 
lich des Postscheck- und Postsparverkehrs den §§20 
und 21 sowie den auf Grund von §§ 22, 46 Abs. 1 
Nr. 2 und § 47 getroffenen Regelungen. Für die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau gelten die auf 
Grund von § 46 Abs. 1 Nr. 2 und § 47 getroffenen 
Regelungen; für Versicherungsunternehmen gilt 
§ 13. 


(3) Für Unternehmen der in Absatz 1 Nr. 4 bis 8 
bezeichneten Art gelten die Vorschriften dieses Ge- 
setzes insoweit, als sie Bankgeschäfte betreiben, 
die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften 
gehören. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
kann im Einzelfall bestimmen, daß auf ein Unter- 
nehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 die Vorschriften 
der §§ 9 bis 19, 23 bis 37, 44 bis 47 und 49 Abs. 1 
insgesamt nicht anzuwenden sind, solange das Un- 
ternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen 
Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 

§ 3 

Verbotene Geschäfte 

Verboten sind 

1. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
Kreis der Einleger überwiegend aus Betriebs- 
angehörigen des Unternehmens besteht und 
nicht sonstige Bankgeschäfte betrieben wer- 
den, die den Umfang dieses Einlagengeschäf- 
tes übersteigen (Werksparkassen); 

2. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
überwiegende Teil der Einleger einen Rechts- 
anspruch darauf hat, daß ihnen aus diesen 
Einlagen Darlehen gewährt oder Gegenstände 
auf Kredit verschafft werden (Zwecksparunter- 
nehmen); dies gilt nicht für Bausparkassen; 

3. der Betrieb des Kreditgeschäftes oder des Ein- 
lagengeschäftes, wenn es durch Vereinbarung 
oder geschäftliche Gepflogenheit ausgeschlos- 
sen oder erheblich erschwert ist, über den 
Kreditbetrag oder die Einlagen durch Bar- 
abhebung zu verfügen. 

4. der geschäftsmäßige Austausch und die ge- 
schäftsmäßige Vermittlung des Austausches 
von WechselverpfUchtungen ohne Übernahme 
der vollen Haftung für die Einlösung. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


7. unverändert 


8. unverändert 


(2) Die Deutsche Bundespost unterliegt hinsicht- 
lich des Postscheck- und Postsparverkehrs den §§ 20 
und 21 sowie den auf Grund von §§ 22, 46 Abs. 1 
Nr. 2 und § 47 getroffenen Regelungen. Für die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau gelten die auf 
Grund von § 46 Abs. 1 Nr. 2 und § 47 getroffenen 
Regelungen; für die Sozialversicherungsträger, für 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung sowie für Versicherungs- 
unternehmen gilt § 13. 

(3) unverändert 


(4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
kann im Einzelfall bestimmen, daß auf ein Unter- 
nehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 die Vorschriften 
der §§ 9 bis 19, 23 bis 37, 44, 45 und 49 Abs. 1 
insgesamt nicht anzuwenden sind, solange das Un- 
ternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen 
Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 

§ 3 

Verbotene Geschäfte 

Verboten sind 

1. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
Kreis der Einleger überwiegend aus Betriebs- 
angehörigen des Unternehmens besteht (Werk- 
sparkassen) und nicht sonstige Bankgeschäfte 
betrieben werden, die den Umfang dieses Ein- 
lagengeschäftes übersteigen; 

2. unverändert 


3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 
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Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen ent- 
scheidet in Zweifelsfällen, ob ein Unternehmen den 
Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt. Seine Ent- 
scheidungen binden die Verwaltungsbehörden. 


2. Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

§ 5 

Organisation 

(1) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
(Bundesaufsichtsamt) wird als eine selbständige 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft errichtet. Es hat seinen 
Sitz am Sitz der Deutschen Bundesbank. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Bundesaufsichtsamtes werden auf Vorschlag der 
Bundesregierung durch den Bundespräsidenten er- 
nannt; die Bundesregierung hat bei ihrem Vor- 
schlag die Deutsche Bundesbank anzuhören. 

§ 6 

Aufgaben 

(1) Das Bundesaufsichtsamt übt die Aufsicht 
über die Kreditinstitute nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes aus. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt hat Mißständen im 
Kreditwesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit 
der den Kreditinstituten anvertrauten Vermögens- 
werte gefährden, die ordnungsmäßige Durchführung 
der Bankgeschäfte beeinträchtigen oder erhebliche 
Nachteile für die Gesamtwirtschaft herbeiführen 
können. 

§ 7 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Das Bundesaufsichtsamt arbeitet bei der Durch- 
führung seiner Aufgaben mit der Deutschen Bun- 
desbank zusammen. Die Deutsche Bundesbank und 
das Bundesaufsichtsamt sollen einander Beobach- 
tungen und Feststellungen mit teilen, die für die 
beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sind. Die 
Deutsche Bundesbank soll die auf Grund von § 18 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank er- 
langten Angaben dem Bundesaufsichtsamt zur Ver- 
fügung stellen, soweit dies zur Erfüllung des Auf- 
sichtszweckes erforderlich ist; § 18 Satz 5 des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank gilt entspre- 
chend. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 4 

unverändert 


2. Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

§ 5 

Organisation 

(1) unverändert 


(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes wird 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bun- 
despräsidenten ernannt; die Bundesregierung hat 
bei ihrem Vorschlag die Deutsche Bundesbank anzu- 
hören. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 

(1) Das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche 
Bundesbank arbeiten nach Maßgabe dieses Gesetzes 
zusammen. Die Deutsche Bundesbank und das Bun- 
desaufsichtsamt haben einander Beobachtungen und 
Feststellungen mitzuteilen, die für die Erfüllung der 
beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sein kön- 
nen. Die Deutsche Bundesbank hat insoweit dem 
Bundesaufsichtsamt auch die Angaben zur Verfü- 
gung zu stellen, die sie auf Grund statistischer Er- 
hebungen nach § 18 des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank erlangt. Sie hat vor Anordnung einer 
solchen Erhebung das Bundesaufsichtsamt zu hören; 
§ 18 Satz 5 des Gesetzes über die Deutsche Bundes- 
bank gilt entsprechend. 

(la) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes, im 
Falle der Verhinderung sein Stellvertreter, hat das 
Recht, an den Beratungen des Zentralbankrates der 
Deutschen Bundesbank teilzunehmen, soweit bei 
diesen Gegenstände seines Aufgabenbereichs be- 
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(2) Das Bundesaufsichtsamt kann sich bei der 
Durchführung seiner Aufgaben anderer Personen 
und Einrichtungen bedienen. 

(3) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleiter 
von Kreditinstituten Steuerstrafverfahren einge- 
leitet, so steht § 22 der Reichsabgabenordnung 
Mitteilungen an das Bundesaufsichtsamt über das 
Verfahren und über den zugrunde liegenden Sach- 
verhalt nicht entgegen; das gleiche gilt, wenn sich 
das Verfahren gegen Personen richtet, die das Ver- 
gehen als Bedienstete von Kreditinstituten began- 
gen haben. 


siehe § 7 Abs. 2 


siehe § 7 Abs. 3 


§ 8 

Schweigepflicht 

Die beim Bund es aufs ichts amt beschäftigten und 
die nach § 7 Abs. 2 beauftragten Personen, die 
nach § 45 Abs. 1 Satz 2 bestellten Aufsichtspersonen 
sowie die im Dienst der Deutschen Bundesbank 
stehenden Personen, soweit sie zur Durchführung 
dieses Gesetzes tätig werden, dürfen die ihnen bei 
ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen, de- 
ren Geheimhaltung im Interesse des Betroffenen 
liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheim- 
nisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, 
auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder wenn 
ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für andere 
Personen, die durch dienstliche Berichterstattung 
Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen 
erhalten. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

handelt werden. Er hat kein Stimmrecht, kann aber 
Anträge stellen. 

Absatz 2 entfällt hier 

siehe § 7 a Abs. 1 

Absatz 3 entfällt hier 

siehe § 7 a Abs. 2 


§ 7a 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann sich bei der 
Durchführung seiner Aufgaben anderer Personen 
und Einrichtungen bedienen. Es kann in geeigneten 
Fällen die nach Landesrecht für Angelegenheiten 
des Bank- und Sparkassenwesens zuständigen Be- 
hörden um Amtshilfe ersuchen. 

( 2 ) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleiter 
von Kreditinstituten Steuerstrafverfahren einge- 
leitet, so steht § 22 der Reichsabgabenordnung Mit- 
teilungen an das Bundesaufsichtsamt über das Ver- 
fahren und über den zugrunde liegenden Sachver- 
halt nicht entgegen; das gleiche gilt, wenn sich das 
Verfahren gegen Personen richtet, die das Vergehen 
als Bedienstete von Kreditinstituten begangen 
haben. 

§ 8 

Schweigepflicht 

( 1 ) Die beim Bundesaufsichtsamt beschäftigten 
und die nach § 7 a Abs. 1 Satz 1 oder § 29 Abs. 2 
Satz 2 beauftragten Personen, die nach § 45 Abs. 1 
Satz 2 bestellten Aufsichtspersonen sowie die im 
Dienst der Deutschen Bundesbank stehenden Per- 
sonen, soweit sie zur Durchführung dieses Gesetzes 
tätig werden, dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhal- 
tung im Interesse des Kreditinstituts oder eines 
Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebs- 
geheimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder ver- 
werten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind 
oder ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für 
andere Personen, die durch dienstliche Berichterstat- 
tung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tat- 
sachen erhalten. 

(2) Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten nicht für die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen, soweit sie zur Durchführung dieses Ge- 
setzes tätig werden. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 
§ 9 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Kreditinstitute müssen im Interesse der 
Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermögenswerte 
ein angemessenes, haftendes Eigenkapital haben. 
Das Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach 
denen es für den Regelfall beurteilt, ob die Anfor- 
derungen des Satzes 1 erfüllt sind; die Spitzen- 
verbände der Kreditinstitute sind vorher anzuhören. 
Die Grundsätze sind im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

(2) Als haftendes Eigenkapital sind anzusehen 

1. bei Einzelkaufleuten, Offenen Elandels- 
gesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften das Geschäftskapital und die 
Rücklagen nach Abzug der Entnahmen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden 
Gesellschafter und der diesen gewährten 
Kredite sowie eines Schuldenüberhanges 
beim freien Vermögen des Inhabers; bei 
Offenen Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften ist nur das einge- 
zahlte Geschäftskapital zu berücksich- 
tigen; 

2. bei Aktiengesellschaften, Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung das eingezahlte 
Grund- oder Stammkapital abzüglich des 
Betrages der eigenen Aktien oder Ge- 
schäftsanteile sowie die Rücklagen; bei 
Kommanditgesellschaften auf Aktien fer- 
ner Vermögenseinlagen der persönlich 
haftenden Gesellschafter, die nicht auf das 
Grundkapital geleistet worden sind, unter 
Abzug der Entnahmen der persönlich haf- 
tenden Gesellschafter imd der diesen ge- 
währten Kredite; 

3. bei eingetragenen Genossenschaften die 
Geschäftsguthaben und die Rücklagen zu- 
züglich eines vom Bundesminister für 
Wirtschaft nach Anhörung der Deutschen 
Bundesbank durch Rechtsverordnung fest- 
zusetzenden Zuschlages, welcher der Haft- 
summenverpflichtung der Genossen Rech- 
nung trägt; Geschäftsguthaben von Ge- 
nossen, die zum Schluß des Geschäfts- 
jahres ausscheiden, sind abzusetzen; 


4. bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen so- 
wie bei Sparkassen des privaten Rechts, 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 
Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 
§ 9 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Kreditinstitute müssen im Interesse der 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren 
Gläubigern, insbesondere zur Sicherheit der ihnen 
anvertrauten Vermögenswerte ein angemessenes, 
haftendes Eigenkapital haben. Das Bundesaufsichts- 
amt stellt im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank Grundsätze auf, nach denen es für den 
Regelfall beurteilt, ob die Anforderungen des Sat- 
zes 1 erfüllt sind; die Spitzenverbände der Kredit- 
institute sind vorher anzuhören. Die Grundsätze 
sind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Als haftendes Eigenkapital sind anzusehen 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. bei eingetragenen Genossenschaften die 
Geschäftsguthaben und die Rücklagen zu- 
züglich eines vom Bundesminister für 
Wirtschaft nach Anhörung der Deutschen 
Bundesbank durch Rechtsverordnung fest- 
zusetzenden Zuschlages, welcher der Haft- 
summenverpflichtung der Genossen Rech- 
nung trägt; Geschäftsguthaben von Ge- 
nossen, die zum Schluß des Geschäfts- 
jahres ausscheiden, sind abzusetzen; der 
Bundesminister für Wirtschaft kann die 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen auf das Bundesaufsichtsamt 
übertragen; 

4. unverändert 
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die als öffentliche Sparkassen anerkannt 
sind, die Rücklagen; 

5. bei Kreditinstituten des öffentlichen 
Rechts, die nicht unter Nummer 4 fallen, 
das eingezahlte Dotationskapital und die 
Rücklagen; 

6, bei Kreditinstituten in einer anderen 
Reditsform das eingezahlte Kapital und 
die Rücklagen, 

(3) Dem haftenden Eigenkapital ist der Reinge- 
winn zuzurechnen, soweit seine Zuweisung zu den 
Rücklagen oder den Geschäftsguthaben beschlossen 
ist; entstandene Verluste sind von dem haftenden 
Eigenkapital abzuziehen. Als Rücklagen im Sinne 
des Absatzes 2 gelten nur die als Rücklagen ausge- 
wiesenen Beträge mit Ausnahme solcher Passiv- 
posten, die auf Grund steuerlicher Vorschriften 
erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind. 

(4) Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter 
sind nur dann dem haftenden Eigenkapital zuzu- 
rechnen, wenn sie bis zur vollen Höhe am Ver- 
lust teilnehmen oder erst nach Befriedigung der 
Gläubiger des Kreditinstituts zurückgefordert wer- 
den können. Nachgewiesenes freies Vermögen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden Gesell- 
schafter kann auf Antrag in einem vom Bundes- 
aufsichtsamt zu bestimmenden Umfang als haften- 
des Eigenkapital berücksichtigt werden. 

(5) Maßgebend für die Bemessung des haftenden 
Eigenkapitals ist die letzte für den Schluß eines 
Geschäftsjahres festgestellte Bilanz, Kapitalver- 
änderungen, die später in öffentliche Register ein- 
getragen worden sind, sind zu berücksichtigen. 

§ 10 

Liquidität 

Die Kreditinstitute müssen die ihnen anvertrau- 
ten Gelder so anlegen, daß jederzeit eine ausrei- 
chende Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist. Das 
Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach denen 
es für den Regelfall beurteilt, ob die Liquidität 
eines Kreditinstituts ausreicht; die Spitzenverbände 
der Kreditinstitute sind vorher anzuhören. Die 
Grundsätze sind im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 


§ 11 

Anlagen in Grundbesitz, Schiffen und Beteiligungen 

Die dauernden Anlagen eines Kreditinstituts in 
Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun- 
gen dürfen, nach den Buchwerten berechnet, zusam- 
men das haftende Eigenkapital nicht übersteigen. 
Das Bundesaufsichtsamt kann auf Antrag zulassen, 
daß ein Kreditinstitut vorübergehend von dieser 
Vorschrift abweicht. 
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5. unverändert 


6. unverändert 


(3) Dem haftenden Eigenkapital ist der Rein- 
gewinn zuzurechnen, soweit seine Zuweisung zum 
Geschäftskapital, zu den Rücklagen oder den Ge- 
schäftsguthaben beschlossen ist; entstandene Ver- 
luste sind von dem haftenden Eigenkapital abzu- 
ziehen. Als Rücklagen im Sinne des Absatzes 2 gel- 
ten nur die als Rücklagen ausgewiesenen Beträge 
mit Ausnahme solcher Passivposten, die auf Grund 
steuerlicher Vorschriften erst bei ihrer Auflösung 
zu versteuern sind. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 10 

Liquidität 

Die Kreditinstitute müssen ihre Mittel so anlegen, 
daß jederzeit eine ausreichende Zahlungsbereitschaft 
gewährleistet ist. Das Bundesaufsichtsamt stellt im 
Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank 
Grundsätze auf, nach denen es für den Regelfall 
beurteilt, ob die Liquidität eines Kreditinstituts aus- 
reicht; die Spitzenverbände der Kreditinstitute sind 
vorher anzuhören. Die Grundsätze sind im Bundes- 
anzeiger zu veröffentlichen. 

§ 11 

unverändert 
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2. Kreditgeschäft 
§ 12 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insge- 
samt fünfzehn vom Hundert des haftenden Eigen- 
kapitals des Kreditinstituts übersteigen (Großkre- 
dite), sind unverzüglich der Deutschen Bundesbank 
anzuzeigen, wenn der zugesagte oder in Anspruch 
genommene Betrag zwanzigtausend Deutsche Mark 
übersteigt. Bereits angezeigte Großkredite sind er- 
neut anzuzeigen, wenn sie um mehr als zwanzig 
vom Hundert des zuletzt angezeigten Betrages er- 
höht werden. Die Deutsche Bundesbank leitet die 
Anzeigen mit ihrer Stellungnahme an das Bundes- 
aufsichtsamt weiter; dieses kann auf die Weiter- 
leitung bestimmter Anzeigen verzichten. Das Bun- 
desaufsichtsamt kann von den Kreditinstituten jähr- 
lich einmal eine Sammelaufstellung der anzeige- 
pflichtigen Großkredite einfordern. 


(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer 
juristischen Person oder einer Personenhandels- 
gesellschaft dürfen unbeschadet der Wirksamkeit 
des Rechtsgeschäftes Großkredite nur auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Ge- 
schäftsleiter gewähren. Der Beschluß soll vor der 
Kreditgewährung gefaßt werden. Ist dies im Einzel- 
fall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes nicht 
möglich, so ist der Beschluß unverzüglich nachzu- 
holen. Der Beschluß ist aktenkundig zu machen. 


(3) Großkredite sollen zusammen nicht mehr als 
die Hälfte des Betrages aller Kredite des Kredit- 
instituts ausmachen. Maßgebend sind die in 
Anspruch genommenen Beträge. 

(4) Der einzelne Großkredit soll das haftende 
Eigenkapital des Kreditinstituts nicht übersteigen. 

(5) Bei der Errechnung der Großkredite sind 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährlei- 
stungen für andere sowie Kredite aus dem Ankauf 
von bundesbankfähigen Wechseln nur zur Hälfte 
anzusetzen. 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen 
von Kreditrahmenkontingenten im Teilzahlungs- 
finanzierungsgeschäft. 


§ 13 

Millionenkredite 

(1) Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bun- 
desbank bis zum Zehnten der Monate Februar, 
April, Juni, August, Oktober und Dezember diejeni- 
gen Kreditnehmer anzuzeigen, deren Verschuldung 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
2. Kreditgeschäft 
§ 12 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insge- 
samt fünfzehn vom Hundert des haftenden Eigen- 
kapitals des Kreditinstituts übersteigen (Großkre- 
dite), sind unverzüglich der Deutschen Bundesbank 
anzuzeigen; dies gilt nicht für Großkredite, bei 
denen der zugesagte oder in Anspruch genommene 
Betrag nicht höher ist als zwanzigtausend Deutsche 
Mark, es sei denn, daß der Großkredit das haftende 
Eigenkapital des Kreditinstituts übersteigt. Bereits 
angezeigte Großkredite sind erneut anzuzeigen, 
wenn sie um mehr als zwanzig vom Hundert des 
zuletzt angezeigten Betrages erhöht werden. Die 
Deutsche Bundesbank leitet die Anzeigen mit ihrer 
Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt weiter,- 
dieses kann auf die Weiterleitung bestimmter An- 
zeigen verzichten. Das Bundesaufsichtsamt kann von 
den Kreditinstituten jährlich einmal eine Sammel- 
aufstellung der anzeigepflichtigen Großkredite ein- 
fordern. 

(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer juri- 
stischen Person oder einer Personenhandelsgesell- 
schaft dürfen unbeschadet der Wirksamkeit des 
Rechtsgeschäfts Großkredite nur auf Grund eines 
einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäfts- 
leiter gewähren. Der Beschluß soll vor der Kredit- 
gewährung gefaßt werden. Ist dies im Einzelfall 
wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäfts nicht mög- 
lich, so ist der Beschluß unverzüglich nachzuholen. 
Der Beschluß ist aktenkundig zu machen. Ist der 
Beschluß nicht innerhalb eines Monats nachgeholt, 
so ist dies dem Bundesaufsichtsamt anzuzeigen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


(6) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen 
von Kreditrahmenkontingenten im Teilzahlungs- 
finanzierungsgeschäft, mit der Maßgabe, daß die 
Anzeigen nach Absatz 1 an Stichtagen zu erstatten 
sind, die vom Bundesaufsichtsamt bestimmt werden. 

§ 13 

Millionenkredite 

(1) unverändert 
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bei ihnen zu irgendeinem Zeitpunkt während der 
dem Meldetermin vorhergehenden zwei Kalender- 
monate eine Million Deutsche Mark oder mehr be- 
tragen hat. Dies gilt bei Gemeinschaftskrediten 
von einer Million Deutsche Mark und mehr auch 
dann, wenn der Anteil des einzelnen Kreditinstituts 
eine Million Deutsche Mark nicht erreicht. Aus der 
Anzeige muß die Höhe der Verschuldung des Kre- 
ditnehmers am Ende des der Anzeige vorangegan- 
genen Monats ersichtlich sein. § 12 Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Ergibt sich, daß einem Kreditnehmer von 
mehreren Kreditinstituten Kredite der in Absatz 1 
bezeichneten Art gewährt worden sind, so hat die 
Deutsche Bundesbank die beteiligten Kreditinstitute 
zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung darf nur 
Angaben über die angezeigte Gesamtverschuldung 
des Kreditnehmers und über die Anzahl der betei- 
ligten Kreditinstitute umfassen. Die Höhe von 
Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährlei- 
stungen, die in der angezeigten Gesamtverschul- 
dung enthalten sind, ist gesondert in einer Summe 
anzugeben, ebenso die Höhe von Verbindlichkeiten 
aus Wechseln, bei denen dem Kreditnehmer ein 
Rückgriffsanspruch gegen andere Wechselverpflich- 
tete zusteht. 


§ 14 

Organkredite 

(1) Kredite an 

1. Geschäftsleiter des Kreditinstituts, 

2. nicht zu den Geschäftsleitern gehörende 
Gesellschafter des Kreditinstituts, wenn 
dieses in der Rechtsform einer Personen- 
handelsgesellschaft betrieben wird, 


3. Mitglieder des Aufsichtrats oder des 
Verwaltungsrats des Kreditinstituts, 


4. leitende Beamte und leitende Angestellte 
des Kreditinstituts, 

5. Ehegatten und minderjährige Kinder der 
unter Nummern 1 bis 4 genannten Perso- 
nen, 

6. dritte Personen, die für Rechnung einer 
der unter Nummern 1 bis 5 genannten 
Personen handeln, 

7. juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften, wenn ein Geschäftslei- 
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(2) unverändert 


(3) Ist der Kreditnehmer ein Konzern, so ist bei 
der Anzeige nach Absatz 1 und bei der Benachrich- 
tigung nach Absatz 2 auch die Verschuldung der 
einzelnen Konzernunternehmen anzugeben. 

§ 14 

Organkredite 

(1) Kredite an 

1. unverändert 

2. nicht zu den Geschäftsleitern gehörende 
Gesellschafter des Kreditinstituts, wenn 
dieses in der Rechtsform einer Personen- 
handelsgesellschaft oder der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betrieben wird, 
sowie an persönlich haftende Gesell- 
schafter eines in der Rechtsform der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien be- 
triebenen Kreditinstituts, die nicht Ge- 
schäftsleiter sind, 

3. Mitglieder eines zur Überwachung der 
Geschäftsführung bestellten Organs des 
Kreditinstituts, wenn die Überwachungs- 
befugnisse des Organs durch Gesetz ge- 
regelt sind (Aufsichtsorgan), 

4. Beamte und Angestellte des Kredit- 
instituts, 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften, wenn ein Geschäfts- 
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ter des Kreditinstituts gesetzlicher Ver- 
treter oder Mitglied des Aufsichtsrats oder 
des Verwaltungsrats der juristischen Per- 
son oder Gesellschafter der Personenhan- 
delsgesellschaft ist, 

8. juristische Personen und Personenhandels- 
gesellschaften, wenn ein gesetzlicher Ver- 
treter der juristischen Person oder ein Ge- 
sellschafter der Personenhandelsgesell- 
schaft dem Aufsichtsrat oder dem Verwal- 
tungsrat des Kreditinstituts angehört, 


dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlus- 
ses sämtlicher Geschäftsleiter des Kreditinstituts 
und nur mit ausdrücklicher Zustimmung deis Auf- 
sichtsrats oder des Verwaltungsrats gewährt wer- 
den. Der Gewährung eines Kredits steht die Gestat- 
tung von Entnahmen gleich, die über die einem Ge- 
schäftsleiter oder einem Mitglied des Aufsichtsrats 
oder des Verwaltungsrats zustehenden Vergütungen 
hinausgehen, insbesondere auch die Gestattung der 
Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewäh- 
rung von Krediten an persönlich haftende Gesell- 
schafter, an Geschäftsführer, an Mitglieder des Vor- 
standes, an Mitglieder des Aufsichtsrats oder des 
Verwaltungsrats und an leitende Beamte und lei- 
tende Angestellte eines von dem Kreditinstitut ab- 
hängigen oder es beherrschenden Unternehmens 
sowie an Personen, die zu ihnen in der in Absatz 1 
Nr. 5 oder 6 bezeichneten Beziehung stehen. In die- 
sen Fällen muß die ausdrückliche Zustimmung des 
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats von dem 
entsprechenden Organ des herrschenden Unterneh- 
mens erteilt sein. 


(3) Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Be- 
schluß über die Zustimmung sind vor der Gewäh- 
rung des Kredits zu fassen. Die Beschlüsse müssen 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

leiter des Kreditinstituts gesetzlicher 
Vertreter oder Mitglied des Aufsichts- 
organs der juristischen Person oder Ge- 
sellschafter der Personenhandelsgesell- 
schaft ist, 

8. juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften, wenn ein gesetzlicher 
Vertreter der juristischen Person oder 
ein Gesellschafter der Personenhandels- 
gesellschaft dem Aufsichtsorgan des Kre- 
ditinstituts angehört, 

9. Unternehmen, an denen das Kreditinstitut 
oder ein Geschäftsleiter beteiligt ist; als 
Beteiligung gilt jeder Besitz von Aktien, 
Kuxen oder Geschäftsanteilen des Unter- 
nehmens, wenn er mindestens ein Vier- 
tel des Kapitals (Nennkapital, Zahl der 
Kuxe, Summe der Kapitalanteile) er- 
reicht, ohne daß es auf die Dauer des 
Besitzes ankommt, 

10. Unternehmen, die an dem Kreditinstitut 
in dem in Nummer 9 bezeichneten Um- 
fang beteiligt sind, 

11. juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften, wenn ein gesetzlicher 
Vertreter der juristischen Person oder 
ein Gesellschafter der Personenhandels- 
gesellschaft an dem Kreditinstitut in dem 
in Nummer 9 bezeichneten Umfang be- 
teiligt ist, 

dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlus- 
ses sämtlicher Geschäftsleiter des Kreditinstituts 
und nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Auf- 
sichtsorgans gewährt werden. Der Gewährung eines 
Kredits steht die Gestattung von Entnahmen gleich, 
die über die einem Geschäftsleiter oder einem Mit- 
glied des Aufsichtsorgans zustehenden Vergütungen 
hinausgehen, insbesondere auch die Gestattung der 
Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewäh- 
rung von Krediten an persönlich haftende Gesell- 
schafter, an Geschäftsführer, an Mitglieder des Vor- 
standes oder des Aufsichtsorgans und an Beamte 
und Angestellte eines von dem Kreditinstitut abhän- 
gigen oder es beherrschenden Unternehmens, an 
ihre Ehegatten und minderjährigen Kinder sowie 
an dritte Personen, die für Rechnung der vorgenann- 
ten Personen handeln. In diesen Fällen muß die 
ausdrückliche Zustimmung des Aufsichtsorgans des 
herrschenden Unternehmens erteilt sein. 


(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kredite 
an Beamte und Angestellte, an ihre Ehegatten und 
minderjährigen Kinder sowie an dritte Personen, 
die für Rechnung der vorgenannten Personen han- 
deln,. wenn der Kredit ein Monatsgehalt des Be- 
amten oder Angestellten nicht übersteigt. 

(3) Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Be- 
schluß über die Zustimmung sind vor der Gewäh- 
rung des Kredits zu fassen. Die Beschlüsse müssen 
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Bestimmungen über die Verzinsung und Rückzah- 
lung des Kredits enthalten. Sie sind aktenkundig zu 
machen. Ist die Gewährung eines Kredits nach Ab- 
satz 1 Nr. 7 oder 8 eilbedürftig, so genügt es, daß 
sämtliche Geschäftsleiter sowie der Aafsichtsrat 
oder der Verwaltungsrat der Kreditgewährung un- 
verzüglich nachträglich zustimmen. Die Zustimmung 
zu Krediten an die in Absatz 1 Nr. 1 bis 6 und 
Absatz 2 genannten Personen kann für bestimmte 
Kreditgeschäfte und Arten von Kreditgeschäften 
schon vor dem Beschluß der Geschäftsleiter, jedoch 
nicht für länger als drei Monate im voraus erteilt 
werden. 


(4) Wird entgegen Absatz 1 Nr. 1 bis 6, Ab- 
satz 2 und Absatz 3 ein Kredit gewährt, so ist die- 
ser ohne Rücksicht auf entgegenstehende Verein- 
barungen sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämt- 
liche Geschäftsleiter sowie der Aufsichtsrat oder der 
Verwaltungsrat der Kreditgewährung nachträglich 
zustimmen. 

§ 15 

Anzeigepflicht 

Dem Bundesaufsichtsamt sind unverzüglich anzu- 
zeigen 

1. Kredite an Geschäftsleiter sowie leitende Be- 
amte und leitende Angestellte des Kreditinsti- 
tuts, wenn sie die Höhe der Gesamtbezüge 
(Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwands- 
entschädigungen, Versicherungsentgelte, Pro- 
visionen und Nebenleistungen jeder Art) für 
das letzte Geschäftsjahr überschreiten; für 
Geschäftsleiter, die unter Nummern 2 und 3 
fallen, gelten nur diese Vorschriften. Kredite 
an ehrenamtliche Geschäftsleiter sind nur 
unter den Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 
Satz 1 anzuzeigen; 

2. Kredite an Gesellschafter eines in der Rechts- 
form einer Personenhandelsgesellschaft betrie- 
benen Kreditinstituts, wenn sie ein Zehntel 
des für das letzte Geschäftsjahr festgestellten 
Kapitalanteiles übersteigen. Ist der ihnen aus 
dem letzten Geschäftsjahr zugeflossene Ge- 
winn zuzüglich etwaiger sonstiger Bezüge im 
Sinne der Nummer 1 höher, so ist dieser Be- 
trag für die Anzeigepflicht maßgebend; 


3. Entnahmen durch Inhaber und persönlich haf- 
tende Gesellschafter unter den in Nummer 2 
bezeichneten Voraussetzungen; bei persönlich 
haftenden Gesellschaftern sind Kredite und 
Entnahmen zusammenzurechnen; 

4. Kredite an Mitglieder des Aufsichtsrats oder 
des Verwaltungsrats des Kreditinstituts, wenn 
sie auch nach § 12 Abs. 1 Satz 1 anzuzeigen 
sind; 
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Bestimmungen über die Verzinsung und Rückzah- 
lung des Kredits enthalten. Sie sind aktenkundig zu 
machen. Ist die Gewährung eines Kredits nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 7 bis 11 eilbedürftig, so genügt 
es, daß sämtliche Geschäftsleiter sowie das Auf- 
sichtsorgan der Kreditgewährung unverzüglich nach- 
träglich zustimmen; sind die Beschlüsse nicht inner- 
halb von zwei Monaten nachgeholt, so ist dies dem 
Bundesaufsichtsamt anzuzeigen. Der Beschluß der 
Geschäftsleiter und der Beschluß über die Zustim- 
mung zu Krediten an die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 6 und Absatz 2 genannten Personen können für 
bestimmte Kreditgeschäfte und Arten von Kredit- 
geschäften im voraus jedoch nicht für länger als 
drei Monate gefaßt werden. 

(4) Wird entgegen Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6, 
Absatz 2 und Absatz 3 ein Kredit gewährt, so ist 
dieser ohne Rücksicht auf entgegenslehcnde Verein- 
barungen sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämt- 
liche Geschäftsleiter sowie das Aufsichtsorgan der 
Kreditgewährung nachträglich zustimmen. 

§ 15 

Anzeigepflicht für Organkredite 

Dem Bundesaufsichtsamt sind unverzüglich anzu- 
zeigen 

1. Kredite an Geschäftsleiter sowie Beamte und 
Angestellte des Kreditinstituts, wenn sie die 
Höhe der Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinn- 
beteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Ver- 
sicherungsentgelte, Provisionen und Neben- 
leistungen jeder Art) für das letzte Geschäfts- 
jahr überschreiten; für Geschäftsleiter, die 
unter Nummer 2 oder 3 fallen, gelten nur 
diese Vorschriften. Kredite an ehrenamtliche 
Geschäftsleiter sind nur unter den Voraus- 
setzungen des § 12 Abs. 1 anzuzeigen; 

2. Kredite eines in der Rechtsform einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft oder der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betriebenen Kredit- 
instituts an seine Gesellschafter sowie Kredite 
eines in der Rechtsform der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien betriebenen Kreditinstituts 
an seine persönlich haftenden Gesellschafter, 
wenn die Kredite ein Zehntel des für das 
letzte Geschäftsjahr festgestellten Kapitalan- 
teiles übersteigen. Ist der dem Gesellschafter 
aus dem letzten Geschäftsjahr zugeflossene 
Gewinn zuzüglich etwaiger sonstiger Bezüge 
im Sinne der Nummer 1 höher, so ist dieser 
Betrag für die Anzeigepflicht maßgebend; 

3. unverändert 


4. Kredite an Mitglieder des Aufsichtsorgans des 
Kreditinstituts, wenn sie auch nach § 12 Abs. 1 
anzuzeigen sind; 
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5. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Nr. 5 genannten 
Personen unter den Voraussetzungen, unter 
denen ein Kredit an den bei dem Kreditinstitut 
tätigen Ehegatten oder Elternteil anzuzeigen 
wäre; 

6. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Nr. 6 genannten 
Personen unter den Voraussetzungen, unter 
denen ein Kredit an die Person anzeigepflich- 
tig wäre, für deren Rechnung der Kreditneh- 
mer handelt; 

7. Kredite an juristische Personen und Personen- 
handelsgesellschaften, wenn der Inhaber oder 
ein Geschäftsleiter des Kreditinstituts gesetz- 
licher Vertreter der juristischen Person oder 
Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft 
ist; 


8. Kredite an die in § 14 Abs. 2 genannten Per- 
sonen, sofern sie unter entsprechender An- 
wendung der Nummern 1 bis 6 anzuzeigen 
wären. 

§ 16 

Haftungsbestimmung 

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 14 Kre- 
dit gewährt, so haften die Geschäftsleiter, die hier- 
bei ihre Pflichten verletzten, und die Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats, die trotz 
Kenntnis gegen eine beabsichtigte Kreditgewährung 
pflichtwidrig nicht einschreiten, dem Kreditinstitut 
als Gesamtschuldner für den enstehenden Schaden; 
die Geschäftsleiter und die Mitglieder des Auf- 
sichtsrats oder des Verwaltungsrats haben nachzu- 
weisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt haben. 

(2) Der Ersatzanspruch des Kreditinstituts kann 
auch von den Gläubigern des Kreditinstituts gel- 
tend gemacht werden, soweit sie von diesem keine 
Befriedigung erlangen können. Den Gläubigern 
gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen 
Verzicht oder Vergleich des Kreditinstituts noch, 
bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristi- 
schen Person, dadurch aufgehoben, daß die Kredit- 
gewährung auf einem Beschluß des obersten Organs 
des Kreditinstituts (Hauptversammlung, General- 
versammlung, Versammlung der Gesellschafter) 
beruht. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
fünf Jahren. 

§ 17 

Kreditunterlagen 

Von Kreditnehmern, denen Kredite von insgesamt 
mehr als zehntausend Deutsche Mark gewährt wer- 
den, hat das Kreditinstitut die Offenlegung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere die 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

5. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 ge- 
nannten Personen unter den Voraussetzungen, 
unter denen ein Kredit an den bei dem Kredit- 
institut tätigen Ehegatten oder Elternteil an- 
zuzeigen wäre; 

6. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 ge- 
nannten Personen unter den Voraussetzungen, 
unter denen ein Kredit an die Person anzeige- 
pflichtig wäre, für deren Rechnung der Kredit- 
nehmer handelt; 

7. unverändert 


7a. Kredite an juristische Personen und Personen- 
handelsgesellschaften, wenn ein gesetzlicher 
Vertreter der juristischen Person oder ein Ge- 
sellschafter der Personenhandelsgesellsdiaft 
dem Aufsichtsorgan des Kreditinstituts ange- 
hört; 

7b. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
bis 11 genannten Unternehmen; 

8. unverändert 


§ 16 

Haftungsbestimmung 

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 14 Kre- 
dit gewährt, so haften die Geschäftsleiter, die hier- 
bei ihre Pflichten verletzen, und die Mitglieder des 
Aufsichtsorgans, die trotz Kenntnis gegen eine be- 
absichtigte Kreditgewährung pflichtwidrig nicht ein- 
schreiten, dem Kreditinstitut als Gesamtschuldner 
für den entstehenden Schaden; die Geschäftsleiter 
und die Mitglieder des Aufsichtsorgans haben nach- 
zuweisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt haben. 

(2) Der Ersatzanspruch des Kreditinstituts kann 
auch von den Gläubigern des Kreditinstituts gel- 
tend gemacht werden, soweit sie von diesem keine 
Befriedigung erlangen können. Den Gläubigern 
gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen 
Verzicht oder Vergleich des Kreditinstituts noch, 
bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristi- 
schen Person, dadurch aufgehoben, daß die Kredit- 
gewährung auf einem Beschluß des obersten Organs 
des Kreditinstituts (Hauptversammlung, General- 
versammlung, Gesellschafterversammlung beruht. 

(3) unverändert 

§ 17 

Kreditunterlagen 

Von Kreditnehmern, denen Kredite von insgesamt 
mehr als zwanzigtausend Deutsche Mark gewährt 
werden, hat das Kreditinstitut die Offenlegung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere die Vor- 


14 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2563 


Entwurf 

Vorlage der Jahresabschlüsse, zu verlangen. Das 
Kreditinstitut kann hiervon absehen, wenn das Ver- 
langen nach Offenlegung im Hinblick auf die ge- 
stellten Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten 
offensichtlich unbegründet wäre. 

§ 18 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 12 bis 17 sind 
anzusehen 

1. Gelddarlehen aller Art; 

2. die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks; 

3. die Stundung von Forderungen aus nicht 
bankmäßigen Handelsgeschäften, insbe- 
sondere Warengeschäften, von Kredit- 
instituten über die handelsübliche Frist 
hinaus; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstige Ge- 
währleistungen eines Kreditinstituts für 
andere; 

5. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem 
Unternehmen eines Kreditnehmers, wenn 
ihr Nennbetrag mindestens ein Viertel 
des eingezahlten Kapitals des Unterneh- 
mens ausmacht. 


Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicher- 
heiten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei dem 
Kreditinstitut bleiben außer Betracht. 

(2) Im Sinne der §§ 12 bis 17 gelten als ein Kre- 
ditnehmer 

1. alle demselben Konzern angehörenden 
sowie die durch Gewinn und Verlust- 
ausgleich verbundenen Unternehmen; 


2. Personenhandelsgesellschaften und ihre 
persönlich haftenden Gesellschafter. 

§ 19 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 12 bis 17 gelten nicht für 

1. Kredite, die dem Bund, einem Sonder- 
vermögen des Bundes, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
gewährt werden; 

2. ungesicherte Forderungen an andere Kre- 
ditinstitute aus bei diesen unterhaltenen, 
nur der Geldanlage dienenden Guthaben, 
die spätestens in drei Monaten fällig 
sind; Forderungen eingetragener Genos- 
senschaften an ihre Zentralkassen, von 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

läge der Jahresabschlüsse, zu verlangen. Das Kredit- 
institut kann hiervon absehen, wenn das Verlangen 
nach Offenlegung im Hinblick auf die gestellten 
Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten offen- 
sichtlich unbegründet wäre. 

§ 18 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 12 bis 17 sind 
anzusehen 

1. Gelddarlehen aller Art, übernommene Dar- 
lehnsforderungen sowie Akzeptkredite 

2. unverändert 

3. die Stundung von Forderungen aus nicht 
bankmäßigen Handelsgeschäften von Kre- 
ditinstituten, insbesondere Warengeschäf- 
ten, über die handelsübliche Frist hinaus; 

4. unverändert 


5. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem 
Unternehmen eines Kreditnehmers; als 

Beteiligung gilt jeder Besitz des Kredit- 
instituts an Aktien, Kuxen oder Gesell- 
schaftsanteilen des Unternehmens, wenn 
er mindestens ein Viertel des Kapitals 
(Nennkapitalr Zahl der Kuxe, Summe der 
Kapitalanteile) erreicht, ohne das es auf 
die Dauer des Besitzes ankommt. 
Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicherhei- 
ten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei dem 
Kreditinstitut bleiben außer Betracht. 

(2) Im Sinne der §§ 12 bis 17 gelten als ein Kre- 
ditnehmer 

1. alle Unternehmen, die demselben Konzern 
angehören oder durch Verträge verbun- 
den sind, die vorsehen, daß die Leitung 
des einen Unternehmens einem anderen 
Unternehmen unterstellt wird oder daß 
das eine Unternehmen verpflichtet isJ., 
seinen ganzen Gewinn an ein anderes Un- 
ternehmen abzuführen; 

2. unverändert 

§ 19 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 12 bis 17 gelten nicht für 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Sparkassen an ihre Girozentralen sowie 
von Zentralkassen und Girozentralen an 
ihre Zentralkreditinstitute können später 
fällig gestellt sein; 

3. von anderen Kreditinstituten angekaufte 
Wechsel, die von einem Kreditinstitut an- 
genommen, indossiert oder als eigene 
Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit 
von höchstens drei Monaten haben und 
am Geldmarkt üblicherweise gehandelt 
werden; 

4. abgeschriebene Kredite. 

(2) Die §§ 12, 13, 14 Abs. 1 Nr. 7 und 8, § 15 
Nr. 7, §§ 16 und 17 gelten nicht für 

1. Kredite der in § 9 Abs. 2 Nr. 4 und 5 ge- 
nannten Kreditinstitute, die im Rahmen 
der gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Vorschriften entweder im Realkredit- 
geschäft oder an juristische Personen des 
öffentlichen Rechts gewährt werden, wenn 
sie frühestens vier Jahre nach der Ent- 
stehung rückzahlbar sind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen, die 
sich über mindestens vier Jahre erstreckt; 

2. Kredite von Hypothekenbanken, die den 
Erfordernissen der §§ 11 und 12 des 
Hypothekenbankgesetzes entsprechen, so- 
wie die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
Hypothekenbankgesetzes bezeichneten 
Darlehen; 

3. Kredite von Schiffspfandbriefbanken, die 
den Erfordernissen der §§ 10 und 11 des 
Schiffsbankgesetzes entsprechen; 


(3) § 13 gilt nicht für Kredite von Versicherungs- 
unternehmen, die den Vorschriften des § 68 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 sowie des § 69 des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen .und Bausparkassen entsprechen. 


(4) § 12 gilt nicht für Kredite, soweit sie vom 
Bund, einem Sondervermögen des Bundes oder 
einem Land verbürgt oder von diesen in anderer 
Weise gesichert sind. 
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3. unverändert 


4. unverändert 

(2) Die §§ 12, 13, 14 Abs. 1 Salz 1 Nr. 7 bis 11, 
§ 15 Nr. 7 bis 7 b, §§ 16 und 17 gelten nicht für 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Kredite anderer Kreditinstitute, die ent- 
weder im Realkreditgeschäft entsprechend 
den Erfordernissen der §§ 11 und 12 
Abs. 1 und 2 des Hypothekenbankgeset- 
zes oder an inländische Körperschaften 
des öffentlichen Rechts gewährt werden, 
wenn sie frühestens vier Jahre nach der 
Entstehung rückzahlbar sind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen, die sich 
über mindestens vier Jahre erstreckt. 

(3) § 13 gilt nicht für Kredite im Realkredit- 
geschäft- die frühestens vier Jahre nach der Ent- 
stehung rückzahlbar sind oder einer regelmäßigen 
Tilgung unterliegen, die sich über mindestens vier 
Jahre erstreckt, wenn die Kredite 

1. von Versicherungsunternehmen gewährt 
werden und den Vorschriften des § 68 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 sowie des § 69 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmun- 
gen und Bausparkassen entsprechen,- 

2. von Sozialversicherungsträgern oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung gewährt werden. 

(4) unverändert 
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3. Sparverkehr 
§ 20 

Spareinlagen 

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Aus- 
fertigung einer Urkunde, insbesondere eines Spar- 
buches, als solche gekennzeichnet sind. 

(2) Als Spareinlagen dürfen nur Beträge ange- 
nommen werden, die der Ansammlung oder Anlage 
von Vermögen dienen; Geldbeträge, die zur Ver- 
wendung im Geschäftsbetrieb oder für den Zah- 
lungsverkehr bestimmt sind, erfüllen diese Voraus- 
setzung nicht. Insbesondere dürfen Gehalts-, Pen- 
sions- und Rentenzahlungen nicht auf Sparkonten 
gutgeschrieben werden. Eine von vornherein be- 
fristete Annahme von Geldbeträgen als Sparein- 
lage ist unzulässig. 

(3) Geldbeträge von juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften dürfen nur dann 
als Spareinlagen angenommen werden, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 nachgewie- 
sen sind. Für Geldbeträge von Einrichtungen, die ge- 
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
dienen, bedarf es dieses Nachweises nicht. 

(4) Urkunden über Sparkonten dürfen ohne Ein- 
lage nicht ausgegeben werden. Die Urkunde ist 
dem Einleger auszuhändigen; sie darf nur in Aus- 
nahmefällen bei dem Kreditinstitut hinterlegt wer- 
den. Verfügungen über Spareinlagen dürfen nicht 
durch Überweisung oder Scheck und nur gegen 
Vorlegung der Urkunde zugelassen werden. Bei 
voller Rückzahlung der Einlage ist die Urkunde 
zurückzufordern. 

§ 21 

Kündigung und Rückzahlung 

(1) Die Kündigungsfrist für Spareinlagen beträgt 
drei Monate (gesetzliche Kündigungsfrist). Von 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist kön- 
nen ohne Kündigung bis zu eintausend Deutsche 
Mark für jedes Sparkonto innerhalb von dreißig 
Zinstagen zurückgefordert werden. 

(2) Für Spareinlagen kann eine längere Kündi- 
gungsfrist als die gesetzliche vereinbart werden; 
sie muß mindestens ein Jahr betragen. In diesem 
Fall ist die Kündigung frühestens sechs Monate 
nach der Einzahlung der Spareinlage zulässig. 

(3) Werden Spareinlagen ausnahmsweise vor- 
zeitig zurückgezahlt, so ist der zurückgezahlte Be- 
trag als Vorschuß zu verzinsen. Die Sollzinsen müs- 
sen die zu vergütenden Habenzinsen um minde- 
stens ein Viertel übersteigen. Die Berechnimg von 
Vorschußzinsen kann im Falle einer wirtschaft- 
lichen Notlage des Berechtigten unterbleiben. 

(4) Der jeweils geltende Zinssatz für Sparein- 
lagen ist durch Aushang im Kassenraum ersichtlich 
zu machen. 
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3. Sparverkehr 
§ 20 

Spareinlagen 

(1) unverändert 


(2) Als Spareinlagen dürfen nur Geldbeträge an- 
genommen werden, die der Ansammlung oder An- 
lage von Vermögen dienen; Geldbeträge, die zur 
Verwendung im Geschäftsbetrieb oder für den Zah- 
lungsverkehr bestimmt sind, erfüllen diese Voraus- 
setzungen nicht. Geldbeträge, die von vornherein be- 
befristet angenommen werden, gelten nicht als 
Spareinlage. 


(3) Geldbeträge von juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften dürfen nur dann als 
Spareinlage angenommen werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 2 dargetan sind. Dies 
gilt nicht für Geldbeträge von Einrichtungen, die 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwek- 
ken dienen. 

(4) unverändert 


§ 21 

Kündigung und Rückzahlung 

(1) unverändert 


(2) Für Spareinlagen kann eine längere Kündi- 
gungsfrist als die gesetzliche vereinbart werden; sie 
muß mindestens sechs Monate betragen. In diesem 
Fall ist die Kündigung frühestens sechs Monate nach 
der Einzahlung der Spareinlage zulässig. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf eines Gesetzes 
über Zinsen, sonstige Entgelte und Werbung 
der Kreditinstitute 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, im Interesse der Gesamtwirtschaft zur 
Unterstützung der währungs- und kreditpolitischen 
Maßnahmen der Deutschen Bundesbank und zur 
Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Kreditwirt- 
schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank und nach Anhörung der 
Spitzenverbände der Kreditinstitute Vorschriften 
zur Begrenzung der Höhe von Zinsen und sonstigen 
Entgelten der Kreditinstitute zu erlassen. Die Gren- 
zen für die Sollzinsen sollen in einem bestimmten 
Verhältnis zum Diskontsatz der Deutschen Bundes- 
bank stehen. Die Grenzen für die Habenzinsen sol- 
len den Anlagemöglichkeiten am Geld- und Kapital- 
markt Rechnung tragen. 

(2) Die Rechtswirksamkeit eines Rechtsgeschäftes 
wird durch einen Verstoß gegen Vorschriften, die 
nach Absatz 1 erlassen wurden, nicht berührt. 

(3) Die Bankaufsichtsbehörde kann, um Mißstän- 
den bei der Werbung der Kreditinstitute zu begeg- 
nen, nach Anhörung der Verbände der Kreditinsti- 
tute die Unterlassung bestimmter Arten der Wer- 
bung anordnen. 

5 2 

§ 36 des Gesetzes über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1955) in der 
Fassung der Verordnung zur Änderung des Geset- 
zes über das Kreditwesen vom 18. September 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 211) wird aufgehoben. Wo in 
Gesetzen, Verordnungen oder Verwaltungsvorschrif- 
ten auf § 36 des Gesetzes über das Kreditwesen 
Bezug genommten wird, tritt an dessen Stelle § 1 
dieses Gesetzes. Bei vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Verstößen gegen eine nach § 1 Abs. 1 dieses Geset- 
zes erlassene Rechtsverordnung oder gegen eine 
nach § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes ergangene Anord- 
nung kann die Bankaufsichtsbehörde nach Maßgabe 
des § 44 des Gesetzes über das Kreditwesen Ord- 
nungsstrafen festsetzen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Entwurf ■ — Drucksache 1114 — 


4. Zinsen, Provisionen und Werbung 
§ 22 

(1) Zur Förderung einer gleichgewichtigen Wirt- 
schaftsentwicklung können durch Rechtsverordnung 
Anordnungen für die Kreditinstitute über die Be- 
dingungen erlassen werden, zu denen Kredite ge- 
währt und Einlagen entgegengenommen werden 
dürfen. Die Anordnungen sollen für die Sollzinsen, 
die Provisionen und die Habenzinsen Grenzen fest- 
setzen, die so bemessen sind, daß die kreditpoli- 
tischen Maßnahmen der Deutschen Bundesbank 
unterstützt werden und die gesamtwirtschaftliche 
Funktionsfähigkeit des Kreditgewerbes gewahrt 
bleibt. Die Rechtsverordnungen werden vom Bun- 
desminister für Wirtschaft im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank erlassen. Der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft kann diese Ermächtigung auf 
das Bundesaufsichtsamt init der Maßgabe über- 
tragen, daß Rechtsverordnungen des Bundes- 
aufsichtsamtes nur im Einvernehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank ergehen. Rechtsverordnungen 
des Bundesministers für Wirtschaft nach diesem 
Absatz können nur im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen erlassen werden. 

(2) Um Mißständen bei der Werbung der Kredit- 
institute zu begegnen, kann das Bundesaufsichts- 
amt bestimmte Arten der Werbung untersagen. 

(3) Die Spitzenverbände der Kreditinstitute kön- 
nen Vorschläge für die in Absatz 1 und 2 bezeich- 
neten Maßnahmen machen. Vor solchen Maßnah- 
men sind die Spitzenverbände der Kreditinstitute 
und, soweit sich die Maßnahme auf die Haben- 
zinsen oder auf die Werbung bezieht, auch die 
Deutsche Bundespost zu hören. 
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4. Zinsen, Provisionen und Werbung 
§ 22 

(1) Durch Rechtsverordnung können Anordnun- 
gen für die Kreditinstitute über die Bedingungen 
erlassen werden, zu denen Kredite gewährt und 
Einlagen entgegengenommen werden dürfen. Die 
Anordnungen sollen für die Zinsen und Provisionen, 
die im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Krediten oder der Entgegennahme von Einlagen be- 
rechnet werden, Grenzen festsetzen; diese sind so zu 
bemessen, daß die kreditpolitischen Maßnahmen der 
Deutschen Bundesbank unterstützt werden und die 
Funktionsfähigkeit des Kreditgewerbes gewahrt 
bleibt. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß eine 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung angemes- 
sene Kreditversorgung gesichert und die Spar- 
tätigkeit gefördert wird. Die Rechtsverordnungen 
werden vom Bundesminister für Wirtschaft im Be- 
nehmen mit der Deutschen Bundesbank erlassen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft kann diese Er- 
mächtigung auf das Bundesaufsichtsamt mit der 
Maßgabe übertragen, daß Rechtsverordnungen des 
Bundesaufsichtsamtes nur im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank ergehen. 

(2) unverändert 


(3) Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 und vor allgemeinen Maßnahmen nach 
Absatz 2 sind die Spitzenverbände der Kreditinsti- 
tute und, soweit sich die Rechtsverordnung auf die 
Habenzinsen bezieht oder eine allgemeine Maß- 
nahme nach Absatz 2 getroffen wird, auch die 
Deutsche Bundespost zu hören. 
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5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute 
§ 23 

Anzeigen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank unverzüg- 
lich anzuzeigen 

1. die Bestellung eines Geschäftsleiters unter 
Angabe der für die Beurteilung seiner Zu- 
verlässigkeit und fachlichen Eignung we- 
sentlichen Tatsachen, 


2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters, 


3. die Übernahme einer dauernden Beteili- 
gung an einem anderen Kreditinstitut, 

4. die Änderung der Rechtsform, soweit 
nicht bereits eine Erlaubnis nach § 31 
Abs. 1 erforderlich ist, 

5. Kapitalveränderungen, die in öffentliche 
Register eingetragen werden müssen, 


6. die Errichtung und die Schließung einer 
Zweigstelle, 

7. die Einstellung des Geschäftsbetriebes. 

(2) Hat ein Kreditinstitut die Absicht, sich mit 
einem anderen Kreditinstitut zu vereinigen, so hat 
es dies dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank rechtzeitig anzuzeigen. 

§ 24 

Monatsausweise 

(1) Die Kreditinstitute haben unverzüglich nach 
Ablauf eines jeden Monats der Deutschen Bundes- 
bank Monatsausweise einzureichen. Werden nach 
§ 18 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
monatliche Bilanzstatistiken durchgeführt, so gelten 
die hierzu einzureichenden Meldungen auch als 
Monatsausweise nach Satz 1. 

(2) Die Deutsche Bundesbank leitet die Monats- 
ausweise mit ihrer Stellungnahme auf Anfordern 
an das Bundesaufsichtsamt weiter. 

§ 25 

Bilanzvorlage 

Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bundes- 
bank und dem Bundesaufsichtsamt die festgestellte 
Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 
(Jahresabschluß) unverzüglich einzureichen; der 
Jahresabschluß ist zu erläutern. Sofern der Jahres- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute 
§ 23 

Anzeigen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank unverzüg- 
lich anzuzeigen 

1. die Bestellung eines Geschäftsleiters und 

die Ermächtigung einer Person zur Einzel- 
vertretung des Kreditinstituts in dessen 
gesamten Geschäftsbereich unter Angabe 
der Tatsachen, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und der fachlichen Eig- 
nung wesentlich sind, 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters 

sowie die Entziehung der Befugnis zur 
Einzelvertretung des Kreditinstituts in 
dessen gesamten Geschäftsbereich, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

5a. die Verlegung der Niederlassung oder des 
Sitzes, 

6. die Errichtung, die Verlegung und die 
Schließung einer Zweigstelle, 

7. unverändert 
(2) unverändert 


§ 24 

Monatsausweise 

(1) unverändert 


(2) Die Deutsche Bundesbank leitet die Monats- 
ausweise mit ihrer Stellungnahme an das Bundes- 
aufsichtsamt weiter; dieses kann auf die Weiter- 
leitung bestimmter Monatsausweise verzichten. 

§ 25 

Bilanzvorlage 

Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichts- 
amt und der Deutschen Bundesbank die festgestellte 
Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 
(Jahresabschluß) und den Geschäftsbericht, soweit 
ein solcher erstattet wird, unverzüglich einzurei- 
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abschluß nach § 26 zu prüfen ist, muß er mit dem 
Prüfungsvermerk versehen sein. Der Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) 
ist gleichfalls einzureichen; Kreditinstitute, die 
einem genossenschaftlichen Prüfungsverband ange- 
hören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkas- 
sen- und Giroverbandes geprüft werden, haben den 
Prüfungsbericht nur auf Anforderung einzureichen. 


6. Prüfung des Jahresabschlusses und Depot- 
prüfung 

§ 26 

Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß eines Kreditinstituts ist, 
bevor er festgestellt wird, unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Geschäftsberichtes, soweit er 
den Jahresabschluß erläutert, durch einen oder 
mehrere Prüfer (Abschlußprüfer, genossenschaft- 
liche Prüfungsverbände, Prüfungsstellen eines Spar- 
kassen- und Giroverbandes) zu prüfen. Die Aufstel- 
lung und Prüfung des Jahresabschlusses ist, sofern 
sie nicht nach anderen Bestimmungen innerhalb 
einer kürzeren Frist zu erfolgen hat, innerhalb von 
fünf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres vor- 
zunehmen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kre- 
ditinstitute in der Rechtsform einer eingetragenen 
Genossenschaft, deren Bilanzsumme fünf Millionen 
Deutsche Mark nicht übersteigt; § 33 Abs. 3 des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften bleibt unberührt. 

(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von 
Kreditinstituten in der Rechtsform der Einzelfirma, 
der Offenen Handelsgesellschaft, der Kommandit- 
gesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung sind die §§ 135, 137 bis 141 und 211 Abs. 1, 
3 bis 5 des Aktiengesetzes sinngemäß anzuwenden. 
Der Prüfer wird bei Personenhandelsgesellschaften 
von den Gesellschaftern, bei Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung von der Gesellschafterversamm- 
lung gewählt; bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung gilt § 136 Abs. 4 bis 6 des Aktiengesetzes 
entsprechend. Der Prüfer soll vor Abschluß des Ge- 
schäftsjahres bestellt werden, auf das sich seine 
Prüfungstätigkeit erstreckt. 


(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von 
Kreditinstituten in der Rechtsform der eingetrage- 
nen Genossenschaft sind die §§ 55 bis 62, 64, 64a 
und 64b des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften sowie § 135 Abs. 1 
Satz 2, §§ 140 und 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktien- 
gesetzes sinngemäß anzuwenden; eine Bescheini- 
gung über die Prüfung des Jahresabschlusses ist 
nicht zum Genossenschaftsregister einzureichen. 
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dien; der Jahresabschluß ist in einer Anlage zur 
Jahresbilanz zu erläutern. Sofern der Jahresab- 
schluß nach § 26 zu prüfen ist, muß er mit dem 
Prüfungsvermerk versehen sein. Der Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) 
ist gleichfalls einzureichen; Kreditinstitute, die 
einem genossenschaftlichen Prüfungsverband ange- 
hören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkas- 
sen- und Giroverbandes geprüft werden, haben den 
Prüfungsbericht nur auf Anforderung einzureichen. 


6. Prüfung des Jahresabschlusses und Depot- 
prüfung 

§ 26 

Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß eines Kreditinstituts nebst 
Anlage ist, bevor er festgestellt wird, unter Einbe- 
ziehung der Buchführung und des Geschäftsberichtes, 
soweit er den Jahresabschluß erläutert, durch einen 
oder mehrere Prüfer (Abschlußprüfer, genossen- 
schaftliche Prüfungsverbände, Prüfungsstellen eines 
Sparkassen- und Giroverbandes) zu prüfen. Die Auf- 
stellung und Prüfung des Jahresabschlusses ist so- 
fern sie nicht nach anderen Bestimmungen inner- 
halb einer kürzeren Frist zu erfolgen hat, spätestens 
bis zum Ablauf von fünf Monaten nach Schluß des 
Geschäftsjahres vorzunehmen. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für Kreditinstitute in der Rechtsform 
einer eingetragenen Genossenschaft, deren Bilanz- 
summe zehn Millionen Deutsche Mark nicht über- 
steigt; § 33 Abs. 3 des Gesetzes betreffend die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften bleibt un- 
berührt, 

(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von 
Kreditinstituten in der Rechtsform der Einzelfirma, 
der Offenen Handelsgesellschaft und der Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung sind die §§ 135, 137 
bis 141 und 211 Abs. 1, 3 bis 5 des Aktiengsetzes 
sinngemäß anzuwenden. Für Kreditinstitute in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung gilt § 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes 
entsprechend. Der Prüfer wird bei Personenhandels- 
gesellschaften von den Gesellschaftern, bei Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung von der Gesell- 
schafterversammlung gewählt; bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung gilt § 136 Abs. 4 bis 6 des 
Aktiengesetzes entsprechend. Der Prüfer soll vor 
Ablauf des Geschäftsjahres bestellt werden, auf das 
sich seine Prüfungstätigkeit erstreckt. 

(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von 
Kreditinstituten in der Rechtsform der eingetrage- 
nen Genossenschaften sind die §§ 55 bis 62, 64, 64 a 
und 64 b des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften sowie § 135 Abs. 1 
und 2, §§ 140 und 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktienge- 
setzes sinngemäß anzuwenden; eine Bescheinigung 
über die Prüfung des Jahresabschlusses ist nicht 
zum Genossenschaftsregister einzureichen. 
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§ 27 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen ' 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt den von ihnen bestellten Prüfer unver- 
züglich nach der Bestellung anzuzeigen. Das Bun- 
desaufsichtsamt kann innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen 
Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des 
Prüfungszwecks geboten ist. 


(2) Das Registergericht des Sitzes des Kredit- 
instituts hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
einen Prüfer zu bestellen, wenn 

1. die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
unverzüglich nach Ablauf des Geschäfts- 
jahres erstattet wird; 

2. das Kreditinstitut dem Verlangen auf Be- 
stellung eines anderen Prüfers nach Ab- 
satz 1 Satz 2 nicht unverzüglich nach- 
kommt; 

3. der gewählte Prüfer die Annahme des 
Prüfungsauftrages abgelehnt hat, weg- 
gefallen ist oder am rechtzeitigen Ab- 
schluß der Prüfung verhindert ist und das 
Kreditinstitut nicht unverzüglich einen an- 
deren Prüfer bestellt hat. 

Die Bestellung durch das Gericht ist endgültig. § 136 
Abs. 5 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Das 
Registergericht kann auf Antrag des Bundesauf- 
sichtsamtes einen nach Satz 1 bestellten Prüfer ab- 
berufen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kredit- 
institute, die einem genossenschaftlichen Prüfungs- 
verband angeschlossen sind oder durch die Prü- 
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes 
geprüft werden. 

§ 28 

Besondere Pflichten des Prüfers 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und, 
soweit eine solche nach § 26 Abs. 1 Satz 3 nicht er- 
forderlich ist, bei der Prüfung nach § 53 des Geset- 
zes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften hat der Prüfer auch festzustellen, ob 
das Kreditinstitut die Anzeigepflichten nach § 12 
Abs. 1, § 13 Abs. 1, §§ 15 und 23 erfüllt hat; das 
Ergebnis ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 


(2) Der Prüfer hat dem Bundesaufsichtsamt und 
der Deutschen Bundesbank auf Verlangen den Prü- 
fungsbericht zu erläutern und Auskunft über die 
bei der Prüfung im Rahmen seiner Prüfungspflicht 
getroffenen Feststellungen zu erteilen. 
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§ 27 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt den von ihnen bestellten Prüfer unver- 
züglich nach der Bestellung anzuzeigen. Das Bun- 
desaufsichtsamt kann innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen 
Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des 
Prüfungszwecks geboten ist; Widerspruch und An- 
fechtungsklage hiergegen haben keine aufschie- 
bende Wirkung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 28 

Besondere Pflichten des Prüfers 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und, 
soweit eine solche nach § 26 Abs. 1 Satz 3 nicht er- 
forderlich ist, bei der Prüfung nach § 53 des Geset- 
zes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften hat der Prüfer auch festzustellen, ob 
das Kreditinstitut die Anzeigepflichten nach § 12 
Abs. 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 Satz 5, § 13 Abs. 1, 
§ 14 Abs. 3 Satz 4 zweiter Halbsatz, §§ 15 und 23 
erfüllt hat; das Ergebnis ist in den Prüfungsbericht 
aufzunehmen. 

(2) Der Prüfer hat auf Verlangen des Bundesauf- 
sichtsamtes diesem und der Deutschen Bundesbank 
den Prüfungsbericht zu erläutern und Auskunft über 
die bei der Prüfung im Rahmen seiner Prüfungs-- 
pflicht getroffenen Feststellungen zu erteilen. 
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§ 29 

Depotprüfung 

(1) Bei Kreditinstituten, die das Effektengeschäft 
oder das Depotgeschäft betreiben, sind diese Ge- 
schäfte regelmäßig zu prüfen (Depotprüfung). 

(2) Das Bundesaufsichtsamt erläßt nähere Be- 
stimmungen über Art, Umfang und Zeitpunkt der 
Depotprüfung. Der Depotprüfer wird vom Bundes- 
aufsichtsamt oder in dessen Auftrag von anderen 
Stellen bestellt. Durch seine Bestellung erlangt er 
Anspruch auf Vergütung nur gegen das Kreditinsti- 
tut. Das Bundesaufsichtsamt kann die Höhe der 
Vergütung bestimmen. 

7. Befreiungen 
§ 30 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechts- 
verordnung 

1. alle Kreditinstitute oder Arten oder Grup- 
pen von Kreditinstituten von der Pflicht 
zur Anzeige bestimmter Kredite und Tat- 
bestände nach § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 
§§ 15 und 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 sowie 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Pflicht zur Einreichung von Mo- 
natsausweisen nach § 24 freisteilen, wenn 
die Angaben für die Aufsicht ohne Be- 
deutung sind; 

2. Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Einhaltung der Vorschriften der 
§§ 11, 12 Abs. 3 und 4 sowie des § 25 
freisteilen, wenn die Eigenart des Ge- 
schäftsbetriebes dies rechtfertigt. 


(2) Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne Kre- 
ditinstitute von Verpflichtungen nach §§ 11, 12 
Abs. 1, 3 und 4, § 14 Abs. 1 Nr. 7 und 8 und Abs. 2, 
§§ 15, 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, §§ 24, 25 und 29 frei- 
steilen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbe- 
sondere wegen der Art oder des Umfanges der 
betriebenen Geschäfte, angezeigt ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Vorschriften 

über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 
§ 31 

Erlaubnis 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
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§ 29 

Depotprüfung 

(1) Bei Kreditinstituten, die das Effektengeschäft 
oder das Depotgeschäft betreiben, sind diese Ge- 
schäfte in der Regel einmal jährlich zu prüfen (De- 
potprüfung). 

(2) Das Bundesaufsichtsamt erläßt nähere Be- 
stimmungen über Art, Umfang und Zeitpunkt der 
Depotprüfung. Die Depotprüfer werden vom Bundes- 
aufsichtsamt bestellt. Dieses kann das Recht zur 
Bestellung der Depotprüfer in Einzelfällen auf die 
Deutsche Bundesbank übertragen. 


7. Befreiungen 
§ 30 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechts- 
verordnung 

1. alle Kreditinstitute oder Arten oder Grup- 
pen von Kreditinstituten von der Pflicht 
zur Anzeige bestimmter Kredite und Tat- 
bestände nach § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 
§§ 15 und 23 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 sowie 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Pflicht zur Einreichung von Mo- 
natsausweisen nach § 24 freisteilen, wenn 
die Angaben für die Aufsicht ohne Be- 
deutung sind; 

2. unverändert 


Der Bundesminister für Wirtschaft kann diese Er- 
mächtigung auf das Bundesaufsichtsamt übertragen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne Kre- 
ditinstitute von Verpflichtungen nach §§ 11, 12 
Abs. 1 bis 4, § 13 Abs. 1, § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
bis 11 und Abs. 2, §§ 15, 23 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5, 
§§ 24, 25, 26 und 29 freisteilen, wenn dies aus be- 
sonderen Gründen, insbesondere wegen der Art 
oder des Umfanges der betriebenen Geschäfte, an- 
gezeigt ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Vorschriften 

über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 
§ 31 

Erlaubnis 

(1) unverändert 
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Umfang betreiben will, bedarf der schriftlichen Er- 
laubnis des Bundesaufsichtsamtes. 

(2) Die Erlaubnis kann auf einzelne Bankge- 
schäfte beschränkt werden. Sie kann unter Auf- 
lagen erteilt werden. 


§ 32 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, 

1. wenn die zum Geschäftsbetrieb erforder- 
lichen Mittel, insbesondere ein ausreichen- 
des, haftendes Eigenkapital, im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nicht zur Ver- 
fügung stehen; 

2. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß ein Antragsteller oder eine 
der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten 
Personen nicht zuverlässig ist; 

3. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß der Inhaber oder eine der in 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen 
nicht die zur Leitung des Kreditinstituts 
erforderliche fachliche Eignung hat und 
auch nicht eine andere Person nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 als Geschäftsleiter 
anerkannt wird. 

(2) Die fachliche Eignung für die Leitung eines 
Kreditinstituts ist regelmäßig anzunehmen, wenn 
eine dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Kre- 
ditinstitut von vergleichbarer Größe und Geschäfts- 
art nachgewiesen wird. 

§ 33 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

(1) § 45 der Gewerbeordnung findet auf Kredit- 
institute keine Anwendung. 

(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis 
darf das Kreditinstitut ohne Erlaubnis für die Erben 
bis zur Dauer eines Jahres durch einen Stellver- 
treter fortgeführt werden, wenn dieser zuverlässig 
ist und die erforderliche fachliche Eignung hat. Der 
Stellvertreter ist unverzüglich nach dem Todesfall 
zu bestellen; er gilt als Geschäftsleiter. Das Bundes- 
aufsichtsamt kann die Frist nach Satz 1 aus beson- 
deren Gründen verlängern. 


§ 34 

Erlöschen und Rücknahme der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht 
innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Ge- 
brauch gemacht wird. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis 
zurücknehmen, 
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( 2 ) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis 

unter Auflagen erteilen, die sich im Rahmen des mit 
diesem Gesetz verfolgten Zweckes halten müssen. 

Es kann die Erlaubnis auf einzelne Bankgeschäfte 
beschränken. 

§ 32 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß der Inhaber oder eine der in 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen 
nicht die zur Leitung des Kreditinstituts 
erforderliche fachliche Eignung hat und 
auch nicht eine andere Person nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 als Geschäftsleiter 
bezeichnet wird. 

(2) unverändert 


§ 33 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

(1) unverändert 

(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis 
darf das Kreditinstitut ohne Erlaubnis für die Erben 
bis zur Dauer eines Jahres durch einen Stellver- 
treter fortgeführt werden. Ist dieser nicht zuver- 
lässig oder hat er nicht die erforderliche fachliche 
Eignung, so kann das Bundesaufsichtsamt die Fort- 
führung der Geschäfte untersagen. Der Stellvertreter 
ist unverzüglich nach dem Todesfall zu bestellen; 
er gilt als Geschäftsleiter. Das Bundesaufsichtsamt 
kann die Frist nach Satz 1 aus besonderen Gründen 
verlängern. 

§ 34 

unverändert 
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1. wenn sie durch unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben, durch Täuschung, Dro- 
hung oder durch sonstige unlautere Mittel 
erwirkt worden ist; 

2. wenn der Geschäftsbetrieb, auf den sich 
die Erlaubnis bezieht, ein Jahr lang nicht 
mehr ausgeübt worden ist; 

3. wenn ihm Tatsachen bekanntwerden, die 
die Versagung der Erlaubnis nach § 32 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 rechtfertigen würden; 

4. wenn Gefahr für die Sicherheit der einem 
Kreditinstitut anvertrauten Vermögens- 
werte besteht und die Gefahr nicht durch 
andere Maßnahmen nach diesem Gesetz 
abgewendet werden kann. 

§ 35 

Abberufung von Geschäftsleitem 

(1) ln dem Falle des § 34 Abs. 2 Nr. 3 kann das 
ßundesaufsichtsamt, statt die Erlaubnis zurückzü- 
nehmen, die Abberufung von Geschäftsleitern ver- 
langen, auf deren Person sich die Tatsachen bezie- 
hen, und bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person diesen Geschäftsleitern 
auch die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Abberufung 
eines Geschäftsleiters auch verlangen, wenn dieser 
vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes, die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen 
des Bundesaufsichtsamtes verstoßen hat und trotz 
Verwarnung durch das Bundesaufsichtsamt dieses 
Verhalten fortsetzt. 

§ 36 

Verhinderung ungesetzlicher Geschäfte 

Werden Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis oder werden nach § 3 verbotene 
Geschäfte betrieben, so kann das Bundesaufsichts- 
amt gegen die Fortführung dieser Geschäfte ein- 
schreiten. 

§ 37 

Folgen der Erlaubnisrüdcnahme 

(1) Nimmt das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis 
zurück, so kann es bei juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften bestimmen, daß das 
Kreditinstitut abzuwickeln ist. Seine Entscheidung 
wirkt wie ein Auflösungsbeschluß. Sie ist dem 
Registergericht mitzuteilen und von diesem in das 
Handels- oder Genossenschaftsregister einzutragen. 
Für die Abwicklung kann das Bundesaufsichtsamt 
grundsätzliche Anordnungen treffen. Das Register- 
gericht hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
Abwickler zu bestellen, wenn die sonst zur Ab- 
wicklung berufenen Personen keine Gewähr für die 
ordnungsmäßige Abwicklung bieten. Gegen die 
Verfügung des Registergerichts findet die sofortige 
Beschwerde statt. 
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§ 35 

unverändert 


§ 36 

Einschreiten gegen ungesetzliche Geschäfte 

Werden Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis oder werden nach § 3 verbotene 
Geschäfte betrieben, so kann das Bundesaufsichts- 
amt gegen die Fortführung der Geschäfte unmittelbar 
einschreiten. 

§ 37 

Folgen der Erlaubnisrücknahme 

(1) Nimmt das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis 
zurück, so kann es bei juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften bestimmen, daß das 
Kreditinstitut abzuwickeln ist. Seine Entscheidung 
wirkt wie ein Auflösungsbeschluß. Sie ist dem 
Registergericht mitzuteilen und von diesem in das 
Handels- oder Genossenschaftsregister einzutragen. 
Für die Abwicklung kann das Bundesaufsichtsamt 
allgemeine Weisungen erlassen. Das Registergericht 
hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes Abwick- 
ler zu bestellen, wenn die sonst zur Abwicklung 
berufenen Personen keine Gewähr für die ordnungs- 
mäßige Abwicklung bieten. Gegen die Verfügung 
des Registergerichts findet die sofortige Beschwerde 
statt. 
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(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Rücknahme 
der Erlaubnis im Bundesanzeiger und in Tageszei- 
tungen bekanntmachen. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für juristische Personen 
des öffentlichen Rechts. 


2. Schutz der Bezeichnungen „Bank" und 
„Sparkasse" 

§ 38 

Bezeidinungen „Bank" und „Bankier" 

(1) Die Bezeichnung „Bank", „Bankier" oder eine 
Bezeichnimg, in der das Wort „Bank" oder „Ban- 
kier" enthalten ist, dürfen, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, in der Firma, als 
Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts- 
zwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Unternehmen, die nach den 
bisherigen Vorschriften eine solche Be- 
zeichnung befugt geführt haben, 

2. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 
§ 31 besitzen. 


(2) Das Bundesaufsichtsamt kann bei Erteilung 
der Erlaubnis bestimmen, daß die in Absatz 1 
genannten Bezeichnimgen nicht geführt werden 
dürfen, wenn Art oder Umfaug der Geschäfte des 
Kreditinstituts nach der Verkehrsanschauung die 
Führung einer solchen Bezeichnung nicht rechtfer- 
tigen. 

§ 39 

Bezeidinung „Sparkasse" 

(1) Die Bezeichnung „Sparkasse" oder eine Be- 
zeichnung, in der das Wort „Sparkasse" enthalten 
ist, dürfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur 
Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbe- 
zwecken nur führen 

1. die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Unternehmen, die nach den 
bisherigen Vorschriften eine solche Be- 
zeichnung befugt geführt haben; 

2. öffentlich-rechtliche Sparkassen, die eine 

Erlaubnis nach § 31 besitzen. 


(2) Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 
dürfen die Bezeichnung „Bausparkasse", eingetra- 
gene Genossenschaften, die einem Prüfungs verband 
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(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Rücknahme 
der Erlaubnis Öffentlich bekanntmachen. 

(3) unverändert 


2. Schutz der Bezeichnungen „Bank" und 
„Sparkasse" 

§ 38 

Bezeichnungen „Bank" und „Bankier" 

(1) Die Bezeichnung „Bank", „Bankier" oder eine 
Bezeichnung, in der das Wort „Bank" oder „Ban- 
kier" enthalten ist, dürfen, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, in der Firma, als Zu- 
satz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts- 
zwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 
§ 31 besitzen; 


2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung 
nach den bisherigen Vorschriften befugt 
geführt haben. 

(la) Die Bezeichnung „Volksbank" oder eine Be- 
zeichnung, in der das Wort „Volksbank" enthalten 
ist, dürfen nur Kreditinstitute neu aufnehmen, die 
in der Rechtsform einer eingetragenen Genossen- 
schaft betrieben werden und einem Prüfungsver- 
band angehören. 

(2) unverändert 


§ 39 

Bezeichnung „Sparkasse" 

(1) Die Bezeichnung „Sparkasse" oder eine Be- 
zeichnung, in der das Wort „Sparkasse" enthalten 
ist, dürfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur 
Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbe- 
zwecken nur führen 

1. Öffentlich-rechtliche Sparkassen, die eine 
Erlaubnis nach § 31 besitzen; 


2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung 
nach den bisherigen Vorschriften befugt 
geführt haben. 

(2) unverändert 
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angehören, die Bezeichnung „Spar- und Darlehns- 
kasse“ führen. 


§ 40 

Ausnahmen 

Die §§ 38 und 39 gelten nicht für Unternehmen, 
die die Worte „Bank", „Bankier" oder „Sparkasse" 
in einem Zusammenhang führen, der den Anschein 
ausschließt, daß sie Bankgeschäfte betreiben. 

§ 41 

Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 

Das Bundesaufsichtsamt entscheidet in Zweifels- 
fällen, ob ein Unternehmen zur Führung der in 
§§38 und 39 genannten Bezeichnungen befugt ist. 
Es hat seine Entscheidungen dem Registergericht 
mitzuteilen. 


§ 42 

Registervorschriften 

(1) Soweit nach § 31 das Betreiben von Bank- 
geschäften einer Erlaubnis bedarf, dürfen Eintra- 
gungen in öffentliche Register nur voigenommen 
werden, wenn dem Registergericht die Erlaubnis 
nachgewiesen ist. 

(2) Führt ein Unternehmen eine Firma oder 
einen Zusatz zur Firma, deren Gebrauch nach §§ 38 
bis 40 unzulässig ist, so hat das Registergericht die 
Firma oder den Zusatz zur Firma von Amts wegen 
zu löschen; § 142 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie 
§143 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten entspre- 
chend. Das Unternehmen ist zur Unterlassung des 
Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur Firma 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten; § 140 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist berechtigt, in Ver- 
fahren des Registergerichts, die sich auf die Eintra- 
gung oder Änderung der Rechtsverhältnisse oder 
der Firma von Kreditinstituten beziehen, Anträge 
zu stellen und die nach dem Reichsgesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zulässigen Rechtsmittel einzulegen. 


§ 40 

unverändert 


§ 41 


unverändert 


§ 42 


unverändert 


3, Auskünfte und Prüfungen 


3. Auskünfte und Prüfungen 


§ 43 § 43 

(1) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt (1) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt 

1. von den Kreditinstituten und den Mitglie- F unverändert 

dem ihrer Organe Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten sowie die Vor- 
legung der Bücher und Schriften zu ver- 
langen und die erforderlichen Prüfungen 
vorzunehmen; die Bediensteten des Bun- 
desaufsichtsamtes können hierzu die Ge- 
schäftsräume des Kreditinstituts betreten; 
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das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes wird insoweit eingeschränkt; 

2. bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person zu den Haupt-, 
Gesellschafter-, General- und Vertreter- 
versammlungen sowie zu Sitzungen der 
Aufsichtsorgane Vertreter zu entsenden; 
diese können das Wort ergreifen; 
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2. bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person zu den Haupt- 
versammlungen, Generalversammlungen 
oder Gesellschafterversammlungen sowie 
zu den Sitzungen der Aufsichtsorgane Ver- 
treter zu entsenden; diese können das 
Wort ergreifen; 

3. unverändert 


3. von Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person die Einberufung 
der in Nummer 2 bezeichneten Versamm- 
lungen, die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane so- 
wie die Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung zu verlangen; in die- 
sem Falle stehen ihm die in Nummer 2 
genannten Befugnisse auch für die Sitzun- 
gen der Verwaltungsorgane zu. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann Auskünfte über 
die Geschäftsangelegenheiten und die Vorlegung 
der Bücher und Schriften auch von einem Unterneh- 
men verlangen, bei dem Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß es Kreditinstitut ist oder nach § 3 
verbotene Geschäfte betreibt. 

(3) Die Befugnisse nach Absatz 1 Nr. 1 stehen 
auch den in ^ 7 Abs. 2 bezeichneten Personen und 
Einrichtungen im Rahmen ihres Auftrages zu. Die 
Befugnis, von den Kreditinstituten und ihren Orga- 
nen Auskünfte über Geschäftsangelegenheiten zu 
verlangen, steht auch der Deutschen Bundesbank 
zu, soweit sie nach diesem Gesetz tätig wird. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 


4. Maßnahmen in besonderen Fällen 
§ 44 

Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital 
oder unzureichender Liquidität 

(1) Entspricht das haftende Eigenkapital eines 
Kreditinstituts nicht den Anforderungen des § 9 
Abs. 1 Satz 1 und wird der Mangel nicht innerhalb 
einer vom Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden 
Frist behoben, so kann das Bundesaufsichtsamt Ent- 
nahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter so- 
wie die Ausschüttung von Gewinnen untersagen 
oder beschränken. Beschlüsse über die Gewinnaus- 
schüttung sind insoweit nichtig, als sie einer solchen 
Anordnung widersprechen. 


(2) unverändert 


(3) Die Befugnisse nach Absatz 1 Nr. 1 stehen 
auch den in § 7 a Abs. 1 bezeichneten Personen und 
Einrichtungen im Rahmen ihres Auftrages zu. Die 
Befugnis, von den Kreditinstituten und den Mitglie- 
dern ihrer Organe Auskünfte über Geschäftsange- 
legenheiten zu verlangen, steht auch der Deutschen 
Bundesbank zu, soweit sie nach diesem Gesetz tätig 
wird. 

(4) unverändert 


4. Maßnahmen in besonderen Fällen 
§ 44 

Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital 
oder unzureichender Liquidität 

(1) Entspricht bei einem Kreditinstitut 

1. das haftende Eigenkapital nicht den An- 
forderungen des § 9 Abs. 1 Satz 1 

oder 

2. die Anlage seiner Mittel nicht den Anfor- 
derungen des § 10 Satz 1, 

so kann das Bundesaufsichtsamt Entnahmen durch 
die Inhaber oder Gesellschafter, die Ausschüttung 
von Gewinnen und die Gewährung von Krediten 
(§ 18 Abs. 1) untersagen oder beschränken. Im Fall 
des Satzes 1 Nr. 2 kann das Bundesaufsichtsamt dem 
Kreditinstitut ferner untersagen, verfügbare Mittel 
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(2) Entspricht die Anlage der einem Kreditinsti- 
tut anvertrauten Gelder nicht den Anforderungen 
des §10 Satz 1 und wird der Mangel nicht inner- 
halb einer vom Bundesaufsichtsamt zu bestimmen- 
den Frist behoben, so kann das Bundesaufsichtsamt 
dem Kreditinstitut untersagen, verfügbare Mittel in 
Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun- 
gen anzulegen sowie Kredite (§ 18 Abs. 1) zu ge- 
währen. Es kann ferner die in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Maßnahmen treffen; Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

§ 45 

Maßnahmen bei Gefahr 

(1) Besteht Gefahr für die Sicherheit der einem 
Kreditinstitut anvertrauten Vermögenswerte, so 
kann das Bundesaufsichtsamt zur Abwendung die- 
ser Gefahr einstweilige Maßnahmen treffen. Es 
kann insbesondere Anweisungen für die Geschäfts- 
führung des Kreditinstituts erlassen, die Annahme 
von Einlagen und die Gewährung von Krediten 
(§ 18 Abs. 1) verbieten oder begrenzen, Inhabern 
und Geschäftsleitern die Ausübung ihrer Tätigkeit 
untersagen oder beschränken und Aufsichtsperso- 
nen bestellen. 

(2) Soweit nach anderen Rechtsvorschriften in 
Fällen, in denen die erforderlichen gesetzlichen 
Vertreter fehlen, oder bei Kreditinstituten, die von 
einem Einzelkaufmann betrieben werden, der Inha- 
ber weggefallen oder verhindert ist, auf Antrag 
eines Beteiligten das Gericht eine vertretungsbe- 
rechtigte Person bestellen kann, steht unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 das An- 
tragsrecht auch dem Bundesaufsichtsamt zu. 

§ 46 

Moratorium, Einstellung des Bank- und Börsen- 
verkehrs 

(1) Treten durch wirtschaftliche Schwierigkeiten 
bei Kreditinstituten schwerwiegende Gefahren für 
die Gesamtwirtschaft, insbesondere für die geord- 
nete Durchführung des allgemeinen Zahlungsver- 
kehrs, ein, so kann die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung 

1. einem Kreditinstitut einen Aufschub für 
die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten ge- 
währen und anordnen, daß während der 
Dauer des Aufschubs Zwangsvollstreckun- 
gen, Arreste und einstweilige Verfügun- 
gen gegen das Kreditinstitut sowie das 
Vergleichsverfahren oder der Konkurs 
über das Vermögen des Kreditinstituts 
nicht zulässig sind; 

2. anordnen, daß die Kreditinstitute für den 
Verkehr mit ihrer Kundschaft vorüber- 
gehend geschlossen bleiben und im Kun- 
denverkehr Zahlungen und überweisun- 
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in Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun- 
gen anzulegen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt darf die in Absatz 1 
bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das 
Kreditinstitut den Mangel nicht innerhalb einer vom 
Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden Frist behoben 

hat. Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind 
insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach Ab- 
satz 1 widersprechen. 


§ 45 

Maßnahmen bei Gefahr 

(1) Besteht Gefahr für die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen eines Kreditinstituts gegenüber seinen 
Gläubigern, insbesondere für die Sicherheit der ihm 
anvertrauten Vermögenswerte, so kann das Bundes- 
aufsichtsamt zur Abwendung dieser Gefahr einst- 
weilige Maßnahmen treffen. Es kann insbesondere 
Anweisungen für die Geschäftsführung des Kredit- 
instituts erlassen, die Annahme von Einlagen und 
die Gewährung von Krediten (§ 18 Abs. 1) verbieten 
oder begrenzen, Inhabern und Geschäftsleitern die 
Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen oder beschrän- 
ken und Aufsichtspersonen bestellen. 

(2) unverändert 


§ 46 

Moratorium, Einstellung des Bank- und Börsen- 
verkehrs 

(1) Sind wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Kre- 
ditinstituten zu befürchten, die schwerwiegende Ge- 
fahren für die Gesamtwirtschaft, insbesondere den 
geordneten Ablauf des allgemeinen Zahlungsver- 
kehrs, erwarten lassen, so kann die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung 

1. unverändert 


2. unverändert 
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gen weder leisten noch entgegennehmen 
dürfen; sie kann diese Anordnung auf 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
sowie auf bestimmte Bankgeschäfte be- 
schränken; 

3. anordnen, daß die Wertpapierbörsen vor- 
übergehend geschlossen bleiben. 

(2) Vor den Maßnahmen nach Absatz 1 hat die 
Bundesregierung die Deutsche Bundesbank zu hören. 

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach 
Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die 
Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch für 
Fristen und Termine auf dem Gebiet des bürger- 
lichen Rechts, des Handels-, Wechsel-, Scheck- und 
Verfahrensrechts sowie des Sieuerrechts ergeben. 

§ 47 

Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs 

(1) Die Bundesregierung kann nach Anhörung 
der Deutschen Bundesbank für die Zeit nach einer 
vorübergehenden Schließung der Kreditinstitute und 
Wertpapierbörsen gemäß § 46 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
durch Rechtsverordnung Vorschriften für die Wie- 
deraufnahme des Zahlungs- und Überweisungsver- 
kehrs sowie des Börsenverkehrs erlassen. Sie kann 
hierbei insbesondere bestimmen, daß die Auszah- 
lung von Guthaben zeitweiligen Beschränkungen 
unterliegt. Für Geldbeträge, die nach einer vorüber- 
gehenden Schließung der Kreditinstitute angenom- 
men werden, dürfen solche Beschränkungen nicht 
angeordnet werden. 

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach § 46 Abs. 1 
erlassenen Rechtsverordnungen treten, wenn sie 
nicht vorher aufgehoben worden sind, drei Monate 
nach ihrer Verkündung außer Kraft. 


5. Zwangsmittel, Kosten und Gebühren 
§ 48 

Zwangsmittel 

Das Bundesaufsichtsamt kann die Befolgung der 
Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetzlichen 
Befugnisse trifft, mit Zwangsmitteln nach den Be- 
stimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgeset- 
zes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
durchsetzen. Es kann Zwangsmittel auch gegen 
Kreditinstitute anwenden, die juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind. 
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3. unverändert 

(2) unverändert 

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach 
Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die 
Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch für 
Fristen und Termine auf dem Gebiet des bürger- 
lichen Rechts, des Handels-, Gesellschafts-, Wechsel-, 
Scheck- und Verfahrensrechts ergeben. 

§ 47 

unverändert 


§ 47a 

Sofortige Vollziehbarkeit 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maß- 
nahmen des Bundesaufsichtsamtes haben in den 
Fällen von § 34 Abs. 2 Nr. 4, §§ 35, 44 und 45 keine 
aufschiebende Wirkung. 


5. Zwangsmittel, Kosten und Gebühren 
§ 48 

Zwangsmittel 

( 1 ) Das Bundesaufsichtsamt kann die Befolgung 
der Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetz- 
lichen Befugnisse trifft, mit Zwangsmitteln nach den 
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgeset- 
zes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
durchsetzen. Es kann Zwangsmittel auch gegen 
Kreditinstitute anwenden, die juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark. 
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§ 49 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten des Biindesaufsiditsamtes sind 
dem Bund von den Kreditinstituten zu erstatten, so- 
weit sie nicht durch Gebühren oder durch besondere 
Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind. Die Kosten 
werden anteilig auf die einzelnen Kreditinstitute 
nach Maßgabe ihres Geschäftsumfanges um- 
gelegt und vom Bundesaufsichtsamt nach den Vor- 
schriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
beigetrieben. Das Nähere über die Erhebung der 
Umlage und über die Beitreibung bestimmt der 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für Entschei- 
dungen auf Grund der §§ 31, 33 Abs. 2 und §§ 34 
bis 36 Gebühren in Höhe von einhundert bis zehn- 
tausend Deutsche Mark festsetzen. Die Höhe der 
Gebühr soll sich im Einzelfalle nach dem für die Ent- 
scheidung erforderlichen Arbeitsaufwand und nach 
dem Geschäftsumfang des betroffenen Unterneh- 
mens richten. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch eine Be- 
kanntmachung nach § 37 Abs. 2, durch eine auf 
Grund von § 43 Abs. 1 Nr. 1 vorgenommene Prü- 
fung oder durch die Bestellung einer Aufsichts- 
person entstehen, sind von dem betroffenen Unter- 
nehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen 
des Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen. 


6. Strafen und Geldbußen 

§ 50 

Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis 

(1) Wer vorsätzlich 

1. Geschäfte betreibt, die nach § 3 verboten 
sind, oder 

2. Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis betreibt, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 bezeich- 
neten Handlungen begeht, wird mit Gefängnis bis 
za einem Jahr and mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 


§ 51 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 8 begründete 
Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer die- 
ser Strafen bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag des Verletzten ein. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Ver- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 49 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind, 
soweit sie nicht durch Gebühren oder durch beson- 
dere Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind, dem 
Bund von den Kreditinstituten zu neunzig vom Hun- 
dert zu erstatten. Die Kosten werden anteilig auf die 
einzelnen Kreditinstitute nach Maßgabe ihres Ge- 
schäftsumfanges umgelegt und vom Bundesaufsichts- 
amt nach den Vorschriften des Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetzes beigetrieben. Das Nähere über 
die Erhebung der Umlage und über die Beitreibung 
bestimmt der Bundesminister für V/irtschaft im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung. 

(2) unverändert 


(3) Die Kosten, die dem Bund durch die Depot- 
prüfung (§ 29), durch eine Bekanntmachung nach 
§ 37 Abs. 2, eine auf Grund von § 43 Abs. 1 Nr. 1 
vorgenommene Prüfung oder durch die Bestellung 
einer Aufsichtsperson entstehen, sind von dem be- 
troffenen Unternehmen gesondert zu erstatten und 
auf Verlangen des Bundesaufsichtsamtes vorzu- 
schießen. 


§ 50 

entfällt hier 

siehe § 58 a 


§ 51 

entfällt hier 

siehe § 58 b 
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mögensvorteil zu verschaffen oder jemanden zu 
schädigen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei 
Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 


§ 52 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 43 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 oder 3 eine Auskunft 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig 
oder unrichtig erteilt, die Bücher oder 
Schriften nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig vorlegt oder die Ausübung der 
in § 43 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 zweiter 
Halbsatz und Abs. 3 Satz 1 bezeichneten 
Befugnisse nicht duldet, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vor- 

schrift einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung, sofern diese 
ausdrücklich auf diese Bußgeidvorschrift 
verweist, oder einer auf Grund des § 22 
Abs. 2, des § 31 Abs. 2 Satz 2, des § 43 

Abs. 1 Nr. 3 erster Halbsatz, der §§ 44 

oder 45 Abs. 1 erlassenen vollziehbaren 
Verfügung zuwiderhandelt, 

3. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht 

zur Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und 
2, § 13 Abs. 1, §§ 15, 23 Abs. 1 oder § 27 
Abs. 1 Satz 1 oder der Pflicht zur Einrei- 
chung von Monatsausweisen nach § 24 so- 
wie des Jahresabschlusses und des Prü- 
fungsberichtes nach § 25 nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einer solchen Anzeige oder in 
einem Monafsausweis unrichtige Angaben 
macht, 

4. vorsätzlich den Vorschriften des § 20 
Abs. 4 Satz 1 oder 3 oder des § 21 Abs. 3 
zuwiderhandelt, 

5. vorsätzlich seine Tätigkeit als Inhaber 
oder Geschäftsleiter eines Kreditinstituts 
trotz Untersagung durch das Bundesauf- 
sichtsamt nach § 35 Abs. 1 oder § 45 Abs. 1 
Satz 2 fortsetzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark, wenn sie leichtfertig oder 
fahrlässig begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünf- 
undzwanzigtausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 


§ 53 

Handeln für einen anderen 

Die Strafdrohungen des § 50 und die Bußgelddro- 
hungen dos § 52 gelten auch für denjenigen, der 
als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs einer juristischen Person oder sonst 
als Vertreter eines anderen handelt. 


des 16. Ausschusses 


§ 52 

entfällt hier 

siehe § 58 c 


§ 53 

entfällt hier 

siehe § 58 cl 
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§ 54 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Wird im Betrieb eines Kreditinstituts eine in 
§ 50 mit Strafe oder in § 52 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder gegen den Geschäftsleiter 
des Kreditinstituts eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hier- 
auf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt bei vorsätzlidier Auf- 
sichtspflichtverletzung bis zu fünfzigtausend Deut- 
sche Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfundzwanzigtausend Deutsche Mark. 

§ 55 

Geldbußen gegen Kreditinstitute 

(1) Begeht ein Geschäftsleiter eines Kreditinsti- 
tuts in der Rechtsform einer juristischen Person 
oder einer Personenhandelsgesellschaft eine in § 50 
mit Strafe oder in den §§ 52 oder 54 mit Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann eine Geldbuße auch 
gegen das Kreditinstitut festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit vorsätzlich begangen ist, bis 
zu fünfzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahr- 
lässig begangen ist, bis zu fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark. 

§ 56 

Zuständigkeit und Verjährung 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desaufsichtsamt für das Kreditwesen. Es nimmt auch 
die Befugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten wahr. 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


7. Sondervorscbriften 
§ 57 

Sonderaufsicht 

(1) Soweit Kreditinstitute einer staatlichen Son- 
deraufsicht unterliegen, bleibt diese neben der Auf- 
sicht des Bundesaufsichtsamtes bestehen. Bevor das 
Bundesaufsichtsamt gegenüber solchen Kreditinsti- 
tuten seine Befugnisse nach §§ 31, 34, 35, 44 oder 
45 ausübt, soll es sich mit der Aufsichtsbehörde ins 
Benehmen setzen. 

(2) Die Zulassungs- und Aufsichtsrechte auf 
Grund des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffs- 
bankgesetzes gehen auf das Bundesaufsichtsamt 
über. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 54 

entfällt hier 

siehe § 58 e 


§ 55 

entfällt hier 

siehe § 58 f 


§ 56 

entfällt hier 

siehe § 58 g 


lila. ABSCHNITT 

Sondervorschriften 

§ 57 

Sonderaufsicht 

(1) Soweit Kreditinstitute einer anderen staat- 
lichen Aufsicht unterliegen, bleibt diese neben der 
Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes bestehen. Das 
Bundesaufsichtsamt übt gegenüber solchen Kredit- 
instituten seine Befugnisse nach §§ 31, 34, 35, 44 
oder 45 im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde aus. 

(2) unverändert 
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§ 58 

Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute 

(1) Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelten im Sinne 
dieses Gesetzes als Kreditinstitute; die §§ 9, 11, 12, 
14 bis 16, 23 Abs. 1 Nr. 3 bis 6, Abs. 2, §§ 25 bis 
28, 33, 37, 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 44 Abs. 1 und 
§ 55 sind auf sie nicht anzuwenden. Das Bundes- 
aufsichtsamt kann verlangen, daß solche Zweigstel- 
len ihm und der Deutschen Bundesbank jährliche 
Vermögensübersichten einreichen, die von einem 
Prüfer geprüft sind. 

(2) Der Leiter der Zweigstelle gilt als Geschäfts- 
leiter. Er hat dem Bundesaufsichtsamt und der Deut- 
schen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen, wenn 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine weitere 
Zweigstelle des Kreditinstituts errichtet wird. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 58 

Zweigstellen ausländischer Unternehmen 

(1) Unterhält ein ausländisches Unternehmen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Zweigstelle, 
die Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreibt, so gilt die Zweigstelle als Kredit- 
institut. Unterhält das ausländische Unternehmen 
mehrere Zweigstellen im Sinne des Satzes 1, so 
gelten sie als ein Kreditinstitut. 


(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Kreditinsti- 
tute ist dieses Gesetz mit folgender Maßgabe anzu- 
wenden: 

1. Das ausländische Unternehmen hat min- 
destens eine natürliche Person mit Wohn- 
sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zu bestellen, die für den Geschäftsbereich 
des Kreditinstituts zur Geschäftsführung 
und zur Vertretung des ausländischen 
Unternehmens befugt ist. Solche Personen 
gelten als Geschäftsleiter. 

2. Das Kreditinstitut ist verpflichtet, über die 
von ihm betriebenen Geschäfte und über 
das seinem Geschäftsbetrieb dienende 
Vermögen des ausländischen Unterneh- 
mens gesondert Buch zu führen und Rech- 
nung zu legen. Die Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches über Handelsbücher 
gelten insoweit entsprechend. Auf der 
Passivseite der jährlichen Vermögens- 
übersicht ist der Betrag des dem Kredit- 
institut von dem ausländischen Unterneh- 
men zur Verfügung gestellten Betriebs- 
kapitals und der Betrag der dem Kredit- 
institut zur Verstärkung der eigenen Mittel 
belassenen Betriebsüberschüsse gesondert 
auszuweisen. Der Überschuß der Passiv- 
posten über die Aktivposten (passiver 
Verrechnungssaldo) oder der Überschuß 
der Aktivposten über die Passivposten 
(aktiver Verrechnungssaldo) ist am Schluß 
der Vermögensübersicht ungeteilt und ge- 
sondert auszuweisen. 

3. Die nach Nummer 2 für den Schluß eines 
jeden Geschäftsjahres aufzustellende Ver- 
mögensübersicht mit einer Aufwands- und 
Ertragsrechnung gilt als Jahresabschluß 
(§ 25). Für die Prüfung des Jahresabschlus- 
ses gelten §§ 135, 137 bis 141, 211 Abs, 1, 
3 bis 5 des Aktiengesetzes sinngemäß mit 
der Maßgabe, daß der Prüfer von den Ge- 
schäftsleitern gewählt und bestellt wird. 
Mit dem Jahresabschluß des Kreditinsti- 
tuts ist der Jahresabschluß des ausländi- 
schen Unternehmens für das gleiche Ge- 
schäftsjahr einzureichen. 

4. Als haftendes Eigenkapital des Kreditinsti- 
tuts gilt die Summe der Beträge, die in 
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(3) Unterhält ein ausländisches Kreditinstitut irn 
Geltungsbereich dieses Gesetzes mehrere Zweigstel- 
len, so gelten diese zusammen als ein Kreditinstitut. 
Dem Bundesaufsichtsamt ist ein mit den erforder- 
lichen Befugnissen für sämtliche Zweigstellen aus- 
gestatteter Zweigstellenleiter zu benennen, der als 
Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes angesehen 
werden soll; die übrigen Zweigstellenleiter gelten 
nicht als Geschäftsleiter. 


siehe § 5ü 


s i e h e § 51 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

dem Monatsausweis nach § 24 als dem 
Kreditinstitut von dem ausländischen Un- 
ternehmen zur Verfügung gestelltes Be- 
triebskapital und ihm zur Verstärkung der 
eigenen Mittel belassene Betriebsüber- 
schüsse ausgewiesen wird, abzüglich des 
Betrages eines etwaigen aktiven Verrech- 
nungssaldos. Maßgebend für die Bemes- 
sung des haftenden Eigenkapitals ist der 
jeweils letzte Monatsausweis. 

5. Die Aufnahme der Geschäftstätigkeit einer 
jeden Zweigstelle des ausländischen Unter- 
nehmens bedarf der Erlaubnis. Die Erlaub- 
nis kann auch dann versagt werden, wenn 
sie unter Berücksichtigung der gesamtwirt- 
schaftlichen Bedürfnisse nicht gerecht- 
fertigt ist. 

6. Für die Anwendung des § 35 Abs. 1 gilt 
das Kreditinstitut als juristische Person. 

(3) Für Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb 
einer Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 Bezug 
haben, darf der Gerichtsstand der Niederlassung 
nach § 21 der Zivilprozeßordnung nicht durch Ver- 
trag ausgeschlossen werden. 


(4) Die Absätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, 
soweit zwischenstaatliche Vereinbarungen entgegen- 
stehen, denen die gesetzgebenden Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben. 


Illb. ABSCHNITT 

Strafvorschriften, Bußgeldvorschriften 
§ 58 a 

Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis 

(1) Wer vorsätzlich 

1. Geschäfte betreibt, die nach § 3 verboten 
sind, oder 

2. Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis betreibt, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 bezeich- 
neten Handlungen begeht, wird mit Geldstrafe be- 
straft. 

§ 58 b 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 8 begründete 
Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer die- 
ser Strafen bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag des Verletzten ein. 
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(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen oder jemanden zu 
schädigen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei 
Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 


§ 58 c 

siehe § 52 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handeltr wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 43 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 oder 3 eine Auskunft 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig 
oder unrichtig erteilt, die Bücher oder 
Schriften nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig vorlegt oder die Ausübung der 
in § 43 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 zweiter 
Halbsatz und Abs. 3 Satz 1 bezeichneten 
Befugnisse nicht duldet, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift, 
einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung, soweit für be- 
stimmte Tatbestände diese ausdrücklich 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, zu- 
widerhandelt, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des § 22 Abs. 2, des § 31 Abs. 2 Satz 1, des 
§ 43 Abs. 1 Nr. 3 erster Halbsatz, der §§ 44 
oder 45 Abs. 1 erlassenen vollziehbaren 
Verfügung zuwiderhandelt, 

3a, vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2, 
Abs. 2 Satz 5, § 13 Abs. 1, § 14 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz, §§ 15, 23 Abs. 1 
oder § 27 Abs. 1 Satz 1 nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einer solchen Anzeige unrichtige 
Angaben macht, 

3b. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Einreichung von Monatsausweisen nach 
§ 24 sowie des Jahresabschlusses und des 
Prüfungsberichts nach § 25 nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nach- 
kommt oder in einem Monatsausweis un- 
richtige Angaben macht, 

4. vorsätzlich den Vorschriften des § 20 Abs. 4 
Satz 1 oder 3 oder des § 21 Abs. 3 zu- 
widerhandelt, 

5. vorsätzlich seine Tätigkeit als Inhaber 
oder Geschäftsleiter eines Kreditinstituts 
trotz Untersagung durch das Bundesauf- 
sichtsamt nach § 35 Abs. 1 oder § 45 Abs. 1 
Satz 2 fortsetzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit Geldbuße bis zu hundert- 
tausend Deutsche Mark, wenn sie leichtfertig oder 
fahrlässig begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 
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siehe § 


siehe § 


siehe § 


siehe § 


rf Beschlüssedes 16. Ausschusses 

§ 58d 

53 Handeln für einen anderen 

Die Strafvorschriften des § 58 a und die Bußgeld- 
vorschriften des § 58 c gelten auch für denjenigen, 
der als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs einer juristischen Person oder sonst 
als Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt auch 
dann, wenn die Rechtshandlung, welche die Vertre- 
tungsbefugnis bgründen sollte, unwirksam ist. 

§ 58 e 

54 Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Wird im Betrieb eines Kreditinstituts eine in 
§ 58 a mit Strafe oder in § 58 c Abs. 1 Nr. 1 bis 5 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder gegen den Geschäftsleiter 
des Kreditinstituts eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hier- 
auf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt bei vorsätzlicher Auf- 
sichtspflichtverletzung bis zu hunderttausend Deut- 
sche Mark, bei fahrlässiger Aiifsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark. 

§ 58 f 

55 Geldbußen gegen Kreditinstitute 

(1) Begeht ein Geschäftsleiter eines Kreditinsti- 
tuts in der Rechtsform einer juristischen Person 
oder einer Personenhandelsgesellschaft eine in § 58 a 
mit Strafe oder in den §§ 58 c oder 58 e mit Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann eine Geldbuße auch 
gegen das Kreditinstitut festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit vorsätzlich begangen ist, bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark. 

§ 58 g 

56 Zuständige Verwaltungsbehörde 

und Verjährung 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundes- 
aufsiclitsamt für das Kreditwesen. Es entscheidet 
auch über die Abänderung und Aufhebung eines 
rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Buß- 
geldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten). 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 59 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Bei bestehenden Kreditinstituten gilt die Erlaub- 
nis nach §31 insoweit als erteilt, als bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes nach den bisherigen Vorschrif- 
ten Bankgeschäfte betrieben werden durften. Die in 
§ 34 Abs. 1 genannte Frist beginnt mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zu laufen. 

§ 60 

Uberleitungsbestimmungen 

(1) Die auf dem Gebiet des Kreditwesens be- 
stehenden Rechtsvorschriften sowie die auf Grund 
der bisherigen Vorschriften erlassenen Anordnun- 
gen bleiben aufrechterhalten, soweit ihnen nicht 
Vorschriften dieses Gesetzes entgegenstehen. Vor- 
schriften, die für die geschäftliche Betätigung be- 
stimmter Arten von Kreditinstituten strengere An- 
forderungen stellen als dieses Gesetz, bleiben un- 
berührt. 

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvor- 
schriften des Bundes der Bankaufsichtsbehörde zu- 
gewiesen sind, gehen auf das Bundesaufsichtsamt 
über. 

(3) Die Zuständigkeiten der Länder für die Aner- 
kennung als verlagertes Geldinstitut nach der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, für die Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung und der Altbankenrechnung sowie 
für die Aufgaben und Befugnisse nach den Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzen und dem Bereinigungs- 
gesetz für deutsche Auslandsbonds bleiben unbe- 
rührt. 


(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für die Deutsche Reichsbank und die Deutsche Gold- 
diskontbank. Die Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden und die Deutsche Verrechnungs- 
kasse sind nicht Kreditinstitute im Sinne dieses Ge- 
setzes. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 59 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 be- 
zeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaub- 
nis nach § 31 als erteilt Die in § 34 Abs. 1 genannte 
Frist beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zu laufen. 

§ 60 

Uberleitungsbestimmungen 

(1) Die auf dem Gebiet des Kreditwesens be- 
stehenden Rechtsvorschriften sowie die auf Grund 
der bisherigen Rechtsvorschriften erlassenen Anord- 
nungen bleiben aufrechterhalten, soweit ihnen nicht 
Bestimmungen dieses Gesetzes entgegenstehen. 
Rechtsvorschriften, die für die geschäftliche Betäti- 
gung bestimmter Arten von Kreditinstituten weiter- 
gehende Anforderungen stellen als dieses Gesetz, 
bleiben unberührt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(3 a) Die Vorschriften der §§ 9 bis 37, 44, 45 und 49 
Abs. 1 sind auf Kreditinstitute, die Geschäfte im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 a betreiben, hin- 
sichtlich der Verpflichtungen nicht anzuwenden, die 
sich auf vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begrün- 
dete Darlehensforderungen beziehen, wenn deren 
Abtretung und Rückerwerb durch das Kreditinstitut 
von vornherein vorgesehen war. Dies gilt nicht, 
wenn das Kreditinstitut die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Vorkehrungen, die die Er- 
füllung seiner Verpflichtungen sichern sollen, zum 
Nachteil der Gläubiger wesentlich ändert. 

(4) unverändert 
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§ 61 

Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. das Gesetz über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1955); 

2. die Verordnung zur Änderung des Ge- 
setzes über das Kreditwesen vom 23. 
Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1047); 

3. die Verordnung zur Änderung des Ge- 
setzes über das Kreditwesen vom 18. 
September 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 211); 

4. die Erste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 9. Februar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 205); 

5. die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung und Ergänzung des Reichsgesetzes 
über das Kreditwesen vom 27. Juli 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1050); 

6. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 30. Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 540); 

7. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen — Werksparkassen — 
vom 31. Mai 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 608); 

8. die Fünfte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das 
Kreditwesen vom 9. Mai 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 768); 

9. § 3 der Verordnung des Reichspräsiden- 
ten über die Spar- und Girokassen so- 
wie die kommunalen Giroverbände und 
kommunalen Kreditinstitute vom 5. Au- 
gust 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 429); 

10. § 5 Abs. 2 bis 4, § 9 des Artikels 1 und 
§ 2 des Artikels 2 des Fünften Teils Ka- 
pitel I der Dritten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von 
Wirtschaft und Finanzen und zur Be- 
kämpfung politischer Ausschreitungen 
vom 6. Oktober 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 537); 

11. das Gesetz über Zwecksparunterneh- 
mungen vom 17, Mai 1933 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 269); 

12. die Durchführungs- und Ergänzungsver- 
ordnung über Zweckspar Unternehmungen 
vom 2. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 
351); 

13. die Zweite Durchführungs- und Ergän- 
zungsverordnung über Zwecksparunter- 
nehmungen vom 10. Oktober 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 725); 


B e s r h 1 ü s s f' des 16. Ausschusses 

§ 61 

Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 


8. unverändert 

9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. die Dritte Durchführungs- und Ergän- 
zungsverordnung über Zwecksparunter- 
nehmungen vom 28. Mai 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 465); 

15. das Gesetz über die Auflösung der 
Zwecksparunternehmungen vom 13. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1457); 

16. die Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Auf- 
lösung der Zwecksparunternehmungen 
vom 12. März 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 162); 

17. die Durchführungs- und Ergänzungsver- 
ordnung zum Gesetz über die Auflösung 
der Zwecksparunternehmungen vom 
18. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1121); 

18. das Gesetz gegen Mißbrauch des bar- 
geldlosen Zahlungsverkehrs vom 3. Juli 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 593); 

19. die Verordnung über die Börsen-, Hypo- 
thekenbank- und Schiffspfandbriefbank- 
aufsicht vom 28. September 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 863); 

20. das Gesetz über Staatsbanken vom 
18. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 
1247); 

21. Artikel 2 des Gesetzes über die Prüfung 
von Jahresabschlüssen vom 3. Juni 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 607); 

22. die Verordnung über die Prüfung der 
Jahresabschlüsse von Kreditinstituten 
vom 7. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 
763); 

23. die Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Bank- und Sparkassen- 
wesens vom 5. Dezember 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2413); 

24. die Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Bank- und Sparkassenwesens 
vom 31. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. 
1941 I S. 19); 

im Land Bayern: 

25. das Gesetz Nr. 54 über das Kreditwesen 
vom 27. September 1946 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1947 Nr. 1 
S. 11); 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 


im Land Bremen: 

25a. die Anordnung des Präsidenten des Se- 
nats betreffend Übernahme der Befug- 
nisse nach dem Reichsgesetz über das 
Kreditwesen auf Organe des Landes Bre- 
men vom 21. Februar 1947 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen Nr. 7 S. 41); 
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im ehemaligen Land Württemberg-Baden: 

26. das Gesetz Nr. 50 über die Beaufsichti- 
gung von Kreditinstituten vom 31. Ja- 
nuar 1946 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden Nr. 5 S. 41 
und Amtsblatt des Landesbezirks Baden 
Nr. 8 Sp. 146); 

27. die Verordnung Nr, 546 des Finanzmini- 
steriums zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 50 über die Beaufsichtigrung von 
Kreditinstituten vom 3. November 1949 
(Regierungsblatt der Regierung Würt- 
temberg-Baden Nr. 25 S. 220 und Amts- 
blatt des Landesbezirks Baden Nr, 26 
Sp. 660); 

28. die Verordnung Nr, 53 des Finanzmini- 
steriums über die Regelung der Verzin- 
sung von Kundenguthaben bei Kredit- 
instituten vom 15. Februar 1946 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden Nr. 10 S. 154 und Amtsblatt des 
Landesbezirks Baden Nr. 11 Sp. 243); 

29. die Verordnung Nr. 525 des Finanzmini- 
steriums über die Regelung der Verzin- 
sung von Kundenguthaben bei Kredit- 
instituten vom 2. Juli 1948 (Regierungs- 
blatt der Regierung Württemberg-Baden 
Nr. 13 S. 96 und Amtsblatt des Landes- 
bezirks Baden Nr. 17 Sp. 294); 

im ehemaligen Land Württemberg-Ho- 
henzollem; 

30. die Rechtsanordnung über Änderungen 
auf dem Gebiet des Kreditwesens vom 
12. März 1946 (Amtsblatt des Staats- 
sekretariats für das französisch besetzte 
Gebiet Württembergs und Hohenzollerns 
Nr. 3 S. 23); 

31. die Rechtsanordnung über die Beaufsich- 
tigung von Kreditinstituten vom 12. März 
1946 (Amtsblatt des Staatssekretariats 
für das französisch besetzte Gebiet Würt- 
tembergs und Hohenzollerns Nr. 3 S. 23); 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

im Land Hamburg: 

25b. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über das Kreditwesen (Anzeige- 
pf lichtverordnung) vom 23. Dezember 1 952 
Hamburgisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt I S. 283) mit den Änderungen 
vom 23. September 1958 (I. S. 357) und 
5. April 1960 (I. S.309). 

26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


29. unverändert 


30. unverändert 


31. unverändert 


31a. die Verordnung des Finanzministeriums 
über die Wiedereinführung der regelmä- 
ßigen Depotprüfungen bei den Kredit- 
instituten vom 1. Juni 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg-Hohen- 
zollern S. 342); 
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im ehemaligen Land Baden: 

32. die Rechtsanordnung über die Beaufsich- 
tigung von Kreditinstituten vom 4. Sep- 
tember 1946 (Amtsblatt der Landesver- 
waltung Baden — Französisches Besat- 
zungsgebiet — Nr. 17 S. 105). 

(2) § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz wird dahin ge- 
ändert, daß in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 an die 
Stelle der Worte „die Bank deutscher Länder" die 
Worte „das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe- 
sen" treten und in Absatz 1 Satz 2 die Worte „der 
Bank deutscher Länder" durch die Worte „des Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen" ersetzt wer- 
den. 


§ 62 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf Berliner Alt- 
banken anzuwenden ist. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 63 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. 

§ 64 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden vierten Monats in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


32. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Dem § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Deut- 
sche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 745) wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Als eine Verbindlichkeit aus Sichteinlagen im Sinne 
des Satzes 1 gilt bei einem Kreditinstitut im Sinne 
des § 58 des Gesetzes über das Kreditwesen auch 
ein passiver Verrechnungssaldo." 

§ 62 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf solche Berliner 
Altbanken anzuwenden ist, die nicht zum Neu- 
geschäft zugelassen sind. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 63 

entfällt 


§ 64 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
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